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Der Versicherungsvertrag  

wird, wie kaum ein anderer 

 Vertrag, von gegen seitigem 

Vertrauen geprägt.

Die Verbraucherinformation 

ist eine vom Gesetzgeber 

 vorgeschriebene Maß nahme, 

die Ihnen als Versiche rungs-

nehmer ein größt  mög liches 

Maß an Informa tionen über 

Ihren Versicherungsschutz 

 garantiert.

Diese Broschüre enthält alle 

für Ihren Versicherungsschutz 

wichtigen Angaben und die 

Versicherungsbedingungen.  

Bewahren Sie bitte  deshalb die 

Unterlagen sorgfältig bei Ihren 

Versicherungs papieren auf.
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Liebe Kundin, lieber Kunde, 
herzlich willkommen bei der HanseMerkur! 

Der Mensch im Mittelpunkt 

Die HanseMerkur steht für Menschen ein - ein Grundsatz, der sich sowohl in unseren Produkten als auch im Kundenservice 
widerspiegelt. Als kompetenter Rundumversicherer bieten wir ein hohes Maß an persönlicher Zuwendung und Aufmerksam-
keit, schnelle und flexible Lösungen, partnerschaftlich faire Beratung und zeitgemäß maßgeschneiderte Produkte. Denn wir 
sind Profis mit Herz. 

Die Geschichte der HanseMerkur Lebensversicherung AG 

Unsere Wurzeln gehen mehr als 200 Jahre zurück auf die Gründung der Braunschweigische Lebensversicherung AG. Damit 
sind wir einer der ältesten privaten Lebensversicherer am Markt. Mit Gründung der Hanse-Merkur Lebensversicherung AG, 
ehemals Merkur Lebensversicherung AG, im Jahre 1972 begann die Geschichte der HanseMerkur Lebensversicherung AG, 
die sich 1983 mit der Braunschweigische Lebensversicherung AG zusammenschloss. 

Was verbirgt sich auf den nächsten Seiten?

Diese Broschüre informiert Sie über alle Fragen, die Ihren Versicherungsvertrag betreffen; insbesondere sind darin Angaben 
über Inhalt und Umfang des Versicherungsschutzes enthalten. Die Versicherungsbedingungen sind rechtsverbindlich und 
regeln alle gegenseitigen Rechte und Pflichten. 

Unsere Versicherungsbedingungen weichen von den Musterbedingungen des Gesamtverbandes der Deutschen Versiche-
rungswirtschaft e. V. (GDV) nahezu immer zu Ihren Gunsten ab. 

Ihre Absicherung steht an erster Stelle

Der Aufbau einer Rente und die Absicherung gegen die finanziellen Folgen von Berufsunfähigkeit oder Tod sind selbstver-
ständlich die zentralen Aufgaben der HanseMerkur Lebensversicherung AG. Aber wir möchten Ihnen darüber hinaus noch 
mehr bieten. Unsere Berater kümmern sich gerne um Ihre Anliegen oder Vorsorgewünsche!  

Sie haben Fragen hierzu oder auch zu Ihrem Versicherungsschutz? Wir sind gerne für Sie da. Alle wichtigen Telefonnum-
mern finden Sie auf der Rückseite dieser Broschüre.  

Ihre HanseMerkur Lebensversicherung AG
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Identität des Versicherers  
(Name, Rechtsform, ladungsfähige 
Anschrift, Sitz, Handelsregister und 
Registernummer) 

 Ihr Versicherer ist die HanseMerkur Lebensversicherung AG. Wir sind eine Aktiengesellschaft 
mit Sitz in Hamburg.  

Unsere Anschrift: Siegfried-Wedells-Platz 1, 20354 Hamburg.  

Unsere Telefonnummer: (0 40) 41 19-0, unser Telefax: (0 40) 41 19-32 57. Die Eintragung im 
Handelsregister beim Amtsgericht Hamburg lautet: HRB 77401. 

Gesetzlich Vertretungsberechtigte der 
HanseMerkur Lebensversicherung AG 

 Vorstand: Fritz Horst Melsheimer (Vors.), Eberhard Sautter (stv. Vors.), 
Eric Bussert, Holger Ehses, Dr. Andreas Gent, Raik Mildner.  

Hauptgeschäftstätigkeit  Die HanseMerkur Lebensversicherung AG, im Folgenden „HanseMerkur“ genannt, betreibt die 
Lebensversicherung.

Garantiefonds oder andere 
Entschädigungsregelungen 

 Die HanseMerkur Lebensversicherung AG gehört einer Insolvenzsicherungseinrichtung an,
die den Schutz der Ansprüche ihrer Versicherungsnehmer sicherstellt. Bei dieser Einrichtung 
handelt es sich um die Protektor Lebensversicherung AG (www.protektorag.de).  
Die Anschrift lautet: Wilhelmstr. 43 / 43G, 10117 Berlin. 

Vertragsgrundlagen  Die für Ihren Vertrag geltenden Versicherungsbedingungen sowie sonstige Informationen sind
für Sie im Inhaltsverzeichnis aufgeführt und vollständig auf den nachfolgenden Seiten der
Verbraucherinformation enthalten.  

Wesentliche Merkmale 
der Versicherungsleistung 

 Die Art, der Umfang und die Fälligkeit der Versicherungsleistung ergeben sich aus den Tari-
fen, den Versicherungsbedingungen, dem Antrag und ggf. den nach Antragstellung vereinbar-
ten Abweichungen, die dem gewünschten Versicherungsschutz zugrunde liegen. 

Beitragshöhe  Sie können die Beitragshöhe dem Produktinformationsblatt oder dem Versicherungsantrag 
entnehmen. Sollte der dort angegebene Beitrag nicht korrekt berechnet sein oder wird ein 
Zuschlag nötig, wird Ihnen der tatsächlich zu entrichtende Beitrag gesondert mitgeteilt. Dieser
bedarf Ihrer Zustimmung. In diesem Fall ist der Inhalt dieser Mitteilung maßgeblich. 

Zusätzliche Kosten  Es fallen keine weiteren Kosten wie z. B. Steuern oder Gebühren für Sie an. Für die Nutzung 
unseres 24-Stunden-Notruf-Services entstehen Ihnen Kosten in Höhe der auf der Rückseite 
Ihrer Verbraucherinformation genannten Gebühren.  

Beitragszahlung  Die Fälligkeit des Beitrages richtet sich nach der von Ihnen gewünschten Zahlungsweise 
(monatlich, vierteljährlich, halbjährlich, jährlich, einmalig). Der laufende Beitrag ist als Monats-
beitrag kalkuliert. Sie können jederzeit eine Änderung der Beitragszahlungsweise beantragen.

Gültigkeitsdauer der zur Verfügung 
gestellten Informationen 

 Einen unseren zur Verfügung gestellten Informationen entsprechenden Antrag können Sie 
binnen 6 Wochen ab Aushändigung einreichen.

Anlagerisiko Bei Versicherungen, die Überschüsse und ggf. Beitragsteile in Fonds investieren, liegt das 
Kapitalanlagerisiko für die im Fonds gehaltenen Anteile in vollem Umfang bei Ihnen. Sie ha-
ben die Chance, bei guter Entwicklung des Fonds einen Wertzuwachs zu erzielen, bei Kurs-
rückgängen tragen Sie aber auch das Risiko einer Wertminderung bis hin zur völligen Aufzeh-
rung. 

Zustandekommen des Vertrages  Der Versicherungsvertrag kommt zustande, wenn die HanseMerkur Ihren Antrag mit einem
Versicherungsschein oder einer schriftlichen Annahmeerklärung angenommen hat und Ihnen 
der Versicherungsschein oder die Annahmeerklärung zugegangen ist.  

Beginn des Versicherungsschutzes  Der Versicherungsschutz besteht ab dem im Versicherungsschein angegebenen Beginn,
sofern der erste oder einmalige Beitrag gezahlt wurde.

Widerrufsbelehrung  Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 30 Tagen ohne Angabe von Gründen in 
Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versiche-
rungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich unserer Versicherungsbedingungen, 
die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des VVG in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 
der VVG-Informationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten
haben. Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt sie jedoch nicht vor Erfül-
lung unserer Pflichten gemäß § 312g Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches in 
Verbindung mit Artikel 246 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche. Zur
Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige Absendung des Widerrufs.

Wichtige Informationen! 

Die folgenden Informationen geben Ihnen einen Überblick über  
die Grundlagen und Rechte Ihres Versicherungsvertrags bei der  
HanseMerkur Lebensversicherung AG. Bewahren Sie diese  
Verbraucherinformationen bitte sorgfältig auf. 
Sie sind Bestandteil Ihres Versicherungsvertrags. 
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 Der Widerruf ist zu richten an:  

HanseMerkur Lebensversicherung AG, 
Siegfried-Wedells-Platz 1, 20354 Hamburg, 
E-Mail: leben@hansemerkur.de, Telefax: (0 40) 41 19-32 57. 

Widerrufsfolgen  Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen 
den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, wenn Sie zuge-
stimmt haben, dass der Versicherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den
Teil der Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen wir in diesem 
Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag, der sich zeitanteilig vom Beginn des
Vertrages bis zum Zugang des Widerrufs errechnet. Einen ggf. vorhandenen Rückkaufswert 
einschließlich der Überschussanteile nach § 169 VVG zahlen wir Ihnen aus. Die Erstattung 
zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach Zugang des Wi-
derrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der
wirksame Widerruf zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezoge-
ne Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) wirksam ausge-
übt, sind Sie auch an einen mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag 
nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt vor, wenn er einen Bezug zu
dem widerrufenen Vertrag aufweist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines
Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem Dritten und dem Versicherer
betrifft. Eine Vertragsstrafe darf weder vereinbart noch verlangt werden. 

Besonderer Hinweis: 

Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von
Ihnen als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Vertragslaufzeit  Die Mindestlaufzeit beträgt ein Versicherungsjahr. Das Versicherungsjahr entspricht nicht 
dem Kalenderjahr, sondern wird ab dem Versicherungsbeginn gerechnet.  

Vertragsbeendigung  Sie können die Versicherung zum nächsten Monatsersten schriftlich kündigen. 

Zuständiges Gericht  Klagen gegen die HanseMerkur können Sie beim Gericht in Hamburg oder bei dem Gericht 
Ihres Wohnsitzes oder, in Ermangelung eines solchen, am Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthal-
tes erheben. 

Klagen gegen Sie werden bei dem Gericht erhoben, das für Ihren Wohnsitz oder, in Erman-
gelung eines solchen, am Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts zuständig ist. Für juristische 
Personen bestimmt sich das zuständige Gericht nach dem Firmensitz oder der Firmennieder-
lassung.

Verlegen Sie Ihren Wohnsitz bzw. Firmensitz in einen Staat außerhalb der Bundesrepublik
Deutschland, ist das Gericht in Hamburg zuständig. 

Anwendbares Recht Auf das Vertragsverhältnis und die vorvertraglichen Beziehungen findet das Recht der Bun-
desrepublik Deutschland Anwendung.  

Vertragssprache  Die Sprache der Vertragsbedingungen, dieser Vorabinformationen sowie der Kommunikation 
mit Ihnen während der Vertragslaufzeit ist Deutsch.  

Außergerichtliche Beschwerde 
und Schlichtungsverfahren 

 Sollte sich das Versicherungsverhältnis trotz unserer Bemühungen nicht fehlerfrei gestalten, 
wenden Sie sich bitte zunächst an unsere Hauptverwaltung in Hamburg. Darüber hinaus 
können Sie sich bei Beschwerden oder Rechtsauskünften auch an einen außergerichtlichen 
Streitschlichter, den Versicherungsombudsmann e.V. (Postfach 08 06 32, 
10006 Berlin), wenden (www.versicherungsombudsmann.de).  

Selbstverständlich besteht darüber hinaus die Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten. 

Zuständige Aufsichtsbehörde  Sie haben auch die Möglichkeit, sich mit Beschwerden an die zuständige Aufsichtsbehörde
zu wenden.  Es handelt sich dabei um die Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
(BaFin). Die Anschrift lautet:  
Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn (poststelle@bafin.de; www.bafin.de).  

Abschluss- und Vertriebskosten  Die Angaben zur Höhe der in den Beitrag einkalkulierten Kosten können Sie dem Ihnen 
ausgehändigten Produktinformationsblatt entnehmen.  

Sonstige Kosten Angaben zu möglichen sonstigen Kosten finden Sie, sofern diese anfallen, ebenfalls im Pro-
duktinformationsblatt.

Überschussbeteiligung  Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer gemäß § 153 VVG an den Über-
schüssen und ggf. an der Bewertungsreserve der Kapitalanlage. Die Entstehung, Ermittlung, 
Zuteilung und Verwendung der Überschusse und Bewertungsreserve ist in den Bedingungen,
die dem gewünschten Versicherungsschutz zugrunde liegen, im Paragrafen „Wie erfolgt die
Überschussbeteiligung“ erläutert. 
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Werte bei Kündigung oder  
Beitragsfreistellung 

 Eine Übersicht über die während der Vertragslaufzeit vorhandenen Rückkaufswerte und der
Leistungen bei Beitragsfreistellung des Vertrages können Sie den Unterlagen zu der Ihnen
vorgeschlagenen Versicherung entnehmen. Die dort genannten garantierten Werte können
nicht unterschritten werden. In den Versicherungsbedingungen finden sich Hinweise zu den 
Fristen und Modalitäten einer Kündigung bzw. Beitragsfreistellung. Darüber hinaus ist dort
angegeben, ob zur Umwandlung in eine beitragsfreie Versicherung ein Mindestbetrag nötig 
ist und wie hoch dieser ist. 

Weitere Informationen zu Ihrem  
Versicherungsvertrag 

 In den Unterlagen der Ihnen vorgeschlagenen Versicherung erhalten Sie Informationen zu 
den nachfolgend aufgeführten Punkten: 

 Erläuterungen zu den angebotenen Fonds 
 steuerliche Hinweise  

Eine ausführliche Darstellung der steuerlichen Regelungen finden Sie auch in Ihren Versiche-
rungsbedingungen. 

Modellrechnung   Modellrechnungen über die mögliche Wertentwicklung Ihres Vertrages befinden sich in den 
Unterlagen zu der Ihnen vorgeschlagenen Versicherung. Dort können Sie anhand verschie-
dener Zinssätze erkennen, wie sich die Leistungen zum Ablauf Ihrer Versicherung darstellen.
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Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,  

damit wir Ihren Versicherungsantrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, dass Sie die Fragen im Versiche-
rungsantrag wahrheitsgemäß und vollständig beantworten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur gerin-
ge Bedeutung beimessen.  

Angaben, die Sie nicht gegenüber dem Versicherungsvermittler machen möchten, sind unverzüglich und unmittelbar gegen-
über der HanseMerkur Lebensversicherung AG, Siegfried-Wedells-Platz 1 in 20354 Hamburg schriftlich nachzuholen.  

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn Sie unrichtige oder unvollständige Angaben ma-
chen. Nähere Einzelheiten zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachstehenden Information 
entnehmen.  

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen?  

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen bekannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen 
wir in Textform gefragt haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer Vertragserklärung, aber vor
Vertragsannahme in Textform nach gefahrerheblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflichtet.  

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche Anzeigepflicht verletzt wird?  

1. Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes  

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, 
dass weder Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt.  

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rücktrittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis 
der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.  

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, 
bleiben wir dennoch zur Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht richtig angegebene Umstand 

- weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles  

- noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht  

ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzeigepflicht arglistig verletzt haben.  

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht. Zusätzlich haben Sie Anspruch auf die Auszahlung eines ggf. vorhandenen Rückkaufswertes.  

2. Kündigung  

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht lediglich einfach fahrlässig verletzt 
haben, können wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen. Der Versicherungsvertrag wandelt 
sich dann in eine beitragsfreie Versicherung um, sofern die dafür vereinbarte Mindestversicherungsleistung erreicht wird. 
Wurde die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, verzichten wir auf unser Recht der Kündigung. 

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten.  

Mitteilung nach § 19 Abs. 5 VVG über die Folgen   
einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht 
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3. Vertragsänderung 

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf unser Verlangen Vertrags-
bestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrlässig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbestand-
teil. Wenn Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt haben, verzichten wir auf unser Recht der Vertragsänderung. 

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder schließen wir die Gefahrabsicherung für den 
nicht angezeigten Umstand aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer Mitteilung über die 
Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen.  

4. Ausübung unserer Rechte  

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nur innerhalb eines Monats schriftlich 
geltend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von uns 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände an-
zugeben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir nachträglich weitere Umstände angeben, wenn 
für diese die Frist nach Satz 1 nicht verstrichen ist.  

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht 
angezeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten.  

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung erlöschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertrags-
schluss. Dies gilt nicht für Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist beträgt zehn Jahre, wenn
Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig verletzt haben.  

5. Stellvertretung durch eine andere Person  

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des 
Rücktritts, der Kündigung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung unserer Rechte die Kenntnis und 
Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre eigene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass die 
Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch 
Ihnen Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt. 



Versicherungsbedingungen für die Rentenversicherung im Sinne des Altersvorsorge-
verträge-Zertifizierungsgesetzes (Riester-Rentenversicherung)  

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

Sie sind als Versicherungsnehmer unser Vertragspartner; für unser Vertragsverhältnis gelten die nachfolgenden Bedingun-
gen. Um Ihnen das Lesen der Versicherungsbedingungen zu erleichtern, möchten wir Ihnen vorab einige Begriffe erläutern. 

Begriffe Riester-Rentenversicherung 

HanseMerkur Lebensversicherung AG Siegfried-Wedells-Platz 1 20354 Hamburg Tel.: (0 40) 41 19-44 00, Fax: -32 57 www.hansemerkur.de
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Abrufphase: Die Abrufphase ist der Zeitraum vor dem vereinbarten 
Rentenbeginn, in welchem Sie vorzeitig die vereinbarte Erlebensfall-
leistung (Rente oder Kapitalabfindung) in Anspruch nehmen kön-
nen.

Ansparphase: Die Ansparphase ist die Zeit vom Versicherungsbe-
ginn bis zum vereinbarten Rentenbeginn. 

Bewertungsreserve: Bewertungsreserven entstehen, wenn der 
Marktwert der Kapitalanlagen über dem Wert liegt, mit dem die Ka-
pitalanlagen in der Bilanz ausgewiesen sind.

Garantieguthaben: Die Beitragsanteile, die nicht für die Risiko-
übernahme, Kosten und den Kauf von Fondsanteilen verwendet 
werden, bilden das Garantieguthaben, aus dem Ihre garantierte 
Rente gezahlt wird. Ihr Vertrag sieht ein Garantieguthaben vor, 
wenn dieses auf Ihrem Versicherungsschein angegeben ist. 

Gebildetes Kapital: Dieser Begriff wird im Rahmen der Zertifizie-
rung eines Altersvorsorgevertrags verwendet. Der Umfang des „ge-
bildeten Kapitals“ ergibt sich aus § 1 Abs. 5 AltZertG und entspricht 
dem Begriff „Vertragsguthaben“ in diesen Bedingungen. 

Kapitalrückgewähr: Bei Tod der versicherten Person im Renten-
bezug wird aus dem zu Rentenbeginn zur Verfügung stehenden 
Vertragsguthaben, abzüglich bereits gezahlter Renten, eine Rente 
an Hinterbliebene gezahlt. 

Nachversicherungsgarantie: Mit der Nachversicherungsgarantie 
können Sie Ihren Versicherungsschutz ohne erneute Gesundheits-
prüfung erhöhen. 

Rechnungszins: Der Rechnungszins ist der Zins, mit dem Ihr Ga-
rantieguthaben mindestens verzinst wird. 

Rentenbezugszeit: Vereinbarter Zeitraum der Rentenzahlung. 

Rentengarantiezeit: Bei Tod der versicherten Person im Renten-
bezug wird aus dem Guthaben, das zur Finanzierung der bis zum 
Ablauf der Rentengarantiezeit noch ausstehenden Renten zur Ver-
fügung steht, eine Hinterbliebenenrente gebildet. 

Rückkaufswert: Der Rückkaufswert ist der Betrag, der bei Kündi-
gung des Vertrags zur Verfügung steht.  

Verlängerungsphase: Durch Inanspruchnahme der Verlänge-
rungsphase können Sie Ihren Rentenbeginn nach hinten verschie-
ben.
Versicherungsnehmer: Der Versicherungsnehmer ist derjenige, 
mit dem wir das Vertragsverhältnis geschlossen haben. 

Versicherte Person: Die versicherte Person ist die Person, auf de-
ren Leben der Versicherungsschutz abgeschlossen wurde. 

Vertragsguthaben: Das Vertragsguthaben setzt sich aus dem Ga-
rantieguthaben und/oder dem vorhandenen Fondsguthaben sowie 
den angesammelten Überschüssen zusammen.  

ZukunftsGarantie: Bei Erhöhung der Versicherungsleistung werden 
die aktuellen oder die zu Vertragsbeginn gültigen Rechnungsgrund-
lagen verwendet; je nachdem, welche Rechnungsgrundlagen vor-
teilhafter für Sie sind.

Fondsspezifische Begriffe

Fondsbeteiligung: Eine Fondsbeteiligung liegt vor, wenn der ge-
samte Sparbeitrag oder Teile davon in einen oder mehrere Fonds 
investiert werden. 

Fondsguthaben: Das Fondsguthaben Ihrer Versicherung entspricht 
dem Wert der auf die Versicherung entfallenden Anteileinheiten. Er 
wird durch Multiplikation der Anzahl und den zu einem bestimmten 
Bewertungsstichtag ermittelten Werten der Anteileinheiten ermittelt.

Rentenfaktor: Der Rentenfaktor gibt an, welche Rente aus 
10.000 EUR Fondsguthaben gebildet wird. 

Shiften: Beim Shiften werden die angesammelten Fondsanteile in 
andere Fonds umgeschichtet. Dies bedeutet jedoch nicht, dass zu-
künftige Beiträge auch in neue Fonds investiert werden.  

Switchen: Werden Fonds für die Anlage der zukünftigen Beiträge 
ausgetauscht, wird das als Switchen bezeichnet (Änderung der In-
vestitionsaufteilung für künftige Beiträge). 
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Riester-Rentenversicherung 
Sie haben sich für unser flexibles Rentenprodukt nach dem Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetz entschieden (Riester-Rentenver-
sicherung). Damit haben Sie die Möglichkeit, zwischen einer klassischen Rentenversicherung und einer Rentenversicherung mit Fondsbetei-
ligung zu wählen. 

Umfang der Versicherung 

§ 1 Welche Leistungen erbringen wir?  

Erlebensfallleistung 
(1) Erlebt die versicherte Person den vereinbarten Rentenzah-

lungsbeginn, leisten wir ab diesem Zeitpunkt die unabhängig 
vom Geschlecht berechnete versicherte Rente. Diese zahlen 
wir lebenslang in gleichbleibender oder steigender Höhe je-
weils zum Beginn eines Monats. Rentenzahlungen erhalten 
Sie frühestens ab Vollendung des 62. Lebensjahres. Beziehen 
Sie vor Vollendung des 62. Lebensjahres Leistungen aus ei-
nem gesetzlichen Alterssicherungssystem, können Sie eine 
verminderte Rente bereits ab Beginn dieses Leistungsbezugs 
in Anspruch nehmen.  

Eine Kleinbetragsrente kann nach § 93 Absatz 3 des Ein-
kommensteuergesetzes (EStG) als Einmalzahlung abgefun-
den werden.  

(2) Die Höhe der Rente ergibt sich aus dem Vertragsguthaben. 
Das Vertragsguthaben besteht aus einem Garantieguthaben 
sowie einem ggf. vorhandenen Überschussguthaben. Sofern 
Sie eine Fondsbeteiligung vereinbart haben, wird das Fonds-
guthaben zum Ende der Ansparphase hinzugezählt. Die 
Fondsanteile rechnen wir am ersten Börsentag des Monats 
des vereinbarten Rentenbeginns in Geldeinheiten um (Bewer-
tungsstichtag). Die Höhe der Rente hängt in diesem Fall auch 
von der Entwicklung des Fondsvermögens ab. Diese Entwick-
lung können wir nicht voraussagen. Sie haben bei Kurssteige-
rungen die Möglichkeit einen Wertzuwachs zu erzielen; es 
kann im Fall eines Kursrückgangs auch zu einer Wertminde-
rung kommen.  

Zu Beginn der Rentenzahlung stehen mindestens die bis da-
hin eingezahlten Beiträge und die uns zugeflossenen staatli-
chen Zulagen für die  vereinbarten Leistungen  zur Verfügung. 
Sofern Sie Kapital für Wohneigentum verwenden, verringert 
sich dieser Mindestbetrag entsprechend. 

(3) Auf Ihren Wunsch leisten wir zum Rentenbeginn eine Teilkapi-
talzahlung in Höhe von maximal 30 % des zur Verfügung ste-
henden Vertragsguthabens. Dies führt zu einer Verringerung 
des Vertragsguthaben und der Rentenleistungen. Der Antrag 
auf Teilkapitalzahlung muss uns vor dem Fälligkeitstag der 
ersten Rente zugegangen sein. Auf die Möglichkeit der Teil-
kapitalzahlung weisen wir Sie rechtzeitig vor Rentenbeginn 
hin.   

Todesfallleistung 
(4) Bei der Auszahlung einer Todesfallleistung ist zwischen einer 

steuerlich begünstigten (nicht schädlichen) und steuerlich un-
begünstigten (schädlichen) Verwendung zu unterscheiden.
Bei schädlicher Verwendung sind die steuerliche Förderung 
sowie die Zulagen von dem als Todesfallleistung zur Verfü-
gung stehendem Guthaben zurückzuzahlen. Die Hinterbliebe-
nen können entscheiden, in welcher Form die Todesfallleis-
tung ausgezahlt wird. 

(5) Folgende Todesfallleistungen können gewählt werden. Diese 
stellen jedoch eine schädliche Verwendung Ihres Altersvor-
sorgevermögens dar.  

- Bei Tod vor Rentenbeginn zahlen wir das zur Verfügung 
stehende Vertragsguthaben einschließlich angesammelter 
Überschüsse. Haben Sie eine Fondsbeteiligung verein-
bart, rechnen wir die vorhandenen Fondsanteile in Geld-
einheiten um. Bewertungsstichtag für die Umrechnung der 
Fondsanteile ist der erste Börsentag des Monats, der auf 
den Eingang der Mitteilung über den Tod folgt. 

- Stirbt die versicherte Person während der Rentenbezugs-
zeit und haben Sie eine Rentengarantiezeit vereinbart, 

zahlen wir die bis zum Ablauf der Garantiezeit noch aus-
stehenden Renten (mit dem zu Vertragsbeginn gültigen 
Rechnungszins diskontiert) als einmalige Kapitalleistung 
aus. Mit dieser Kapitalabfindung erlischt die Versicherung. 

- Stirbt die versicherte Person während der Rentenbezugs-
zeit und ist eine Kapitalrückgewähr vereinbart, zahlen wir 
eine einmalige Kapitalleistung. Diese wird aus dem Kapi-
tal, welches zu Rentenbeginn zur Bildung der Rente zur 
Verfügung gestanden hat, gebildet. Bereits gezahlte Ren-
ten werden hiervon abgezogen, in der Rentenlaufzeit ent-
standene Überschüsse jedoch nicht.  

(6) Die zuvor genannten Todesfallleistungen werden steuerlich 
nicht gefördert. Um zu vermeiden, dass bei Auszahlung der 
Todesfallleistung die steuerliche Förderung und die Zulagen 
zurückgezahlt werden müssen, können Sie folgende Verwen-
dungen vereinbaren:  

- zur Übertragung des Kapitals auf einen auf den Namen 
des Ehepartners/eingetragenen Lebenspartners der versi-
cherten Person lautenden, zertifizierten Altersvorsorgever-
trag. 

- zur Umwandlung des Kapitals in eine Hinterbliebenenren-
te an den Ehepartner/eingetragenen Lebenspartner, mit 
dem die versicherte Person zum Zeitpunkt des Todes 
verheiratet war (Witwen-/Witwerrente). 

- zur Umwandlung des Kapitals in eine Hinterbliebenenren-
te an ein Kind der versicherten Person, wenn kein Ehe-
partner/eingetragener Lebenspartner vorhanden ist (Wai-
senrente). Für das Kind muss zum Zeitpunkt des Todes 
der versicherten Person ein Anspruch auf Kindergeld oder 
ein Freibetrag gemäß § 32 Absatz 6 EStG bestanden ha-
ben. Die Hinterbliebenenrente zahlen wir solange das ren-
tenberechtigte Kind lebt, längstens jedoch solange die Vo-
raussetzungen für die Berücksichtigung als Kind im Sinne 
des § 32 EStG erfüllt sind.  

(7) Sie können einen Todesfallschutz für die Rentenbezugszeit 
jederzeit bis drei Jahre vor vereinbartem Rentenbeginn nach-
träglich zum Vertragsbestandteil machen oder eine bestehen-
de Todesfallleistung aus dem Vertrag ausschließen.  

Rechnungsgrundlagen 
(8) Die zu Vertragsbeginn garantierten Rentenleistungen werden  

geschlechtsunabhängig nach den anerkannten Regeln der 
Versicherungsmathematik kalkuliert. Sie basieren auf der
Sterbetafel 2004 R (modifiziert) der Deutschen Aktuarvereini-
gung e. V. (DAV). Es gilt ein Rechnungszins von 1,75 %.

Die aus dem Fondsguthaben gebildete Rentenhöhe ergibt 
sich durch Multiplikation des vorhandenen Fondsguthabens 
mit einem Rentenfaktor. Der Rentenfaktor gibt an, welche 
Rentenhöhe Sie für je 10.000 EUR Fondsguthaben zu Ren-
tenbeginn erhalten. Den Rentenfaktor berechnen wir mit den 
zu Rentenbeginn gültigen Rechnungsgrundlagen. Für den bei-
tragsfinanzierten Teil des Fondsguthabens garantieren wir ei-
nen Rentenfaktor auf Basis der zu Vertragsbeginn gültigen
Rechnungsgrundlagen (Sterbetafel DAV 2004 R (modifiziert),
Rechnungszins 1,75 %).  

Bei der Umwandlung der Leistungen aus der Überschussbe-
teiligung in eine Rente zum Rentenbeginn verwenden wir die 
zu diesem Zeitpunkt gültigen Rechnungsgrundlagen.  

Die Rente an Hinterbliebene im Todesfall wird nach den zum 
Zeitpunkt des Todes gültigen Rechnungsgrundlagen gebildet.

§ 2 Wie erfolgt die Überschussbeteiligung?  

(1) Wir beteiligen Sie und die anderen Versicherungsnehmer ge-
mäß § 153 des Versicherungsvertragsgesetzes (VVG) an den 
Überschüssen und an der Bewertungsreserve der Kapitalan-
lagen (Überschussbeteiligung). Die Höhe der Überschüsse 
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wird jedes Jahr vom Vorstand auf Vorschlag des verantwortli-
chen Aktuars festgelegt (Deklaration). Die Höhe der Über-
schussbeteiligung veröffentlichen wir in unserem Geschäfts-
bericht. Auf Wunsch schicken wir Ihnen die Informationen zu. 
Die Überschüsse werden jährlich im Rahmen unseres Jah-
resabschlusses festgestellt. Der Jahresabschluss wird von ei-
nem unabhängigen Wirtschaftsprüfer geprüft und ist der Auf-
sichtsbehörde einzureichen. Die Bewertungsreserve wird im 
Anhang unseres Geschäftsberichts ausgewiesen. Bei Verträ-
gen mit Fondsbeteiligung werden die Beiträge/Beitragsteile für 
den Erwerb von Fondsanteilen genutzt. Die in Fonds investier-
ten Teile erwirtschaften daher keine Erträge und somit keine 
Überschüsse aus Kapitalanlagen. Für fondsgebundene Ver-
träge hängt die Höhe der Rente von der Entwicklung des 
Fondsvermögens ab.   

Wir erläutern im Folgenden 
- wie die Überschüsse entstehen  
- wie die Überschüsse verwendet werden können und 
- warum wir die Höhe der Überschussbeteiligung nicht ga-

rantieren können.

Überschussentstehung 
(2) Nachfolgend erläutern wie Ihnen 

- aus welchen Quellen die Überschüsse stammen (Ab-
satz 2) 

- wie wir mit den Überschüssen verfahren (Absatz 3) und 
- wie Bewertungsreserven entstehen und wie wir diese zu-

ordnen (Absatz 4).  

Überschüsse können aus drei verschiedenen Quellen entste-
hen: den Kapitalerträgen, dem Risikoergebnis und dem übri-
gen Ergebnis.  

Kapitalerträge:  
Kapitalerträge entstehen durch Anlage des Garantiegutha-
bens Ihrer Versicherung. Von den Nettoerträgen derjenigen 
Kapitalanlagen, die für künftige Versicherungsleistungen vor-
gesehen sind, erhalten die Versicherungsnehmer insgesamt 
mindestens den in der Verordnung über die Mindestbeitrags-
rückerstattung in der Lebensversicherung (Mindestzufüh-
rungsverordnung) genannten Prozentsatz. In der derzeitigen 
Fassung dieser Verordnung sind für Kapitalerträge grundsätz-
lich 90 % vorgeschrieben. Aus diesem Betrag werden zu-
nächst die Mittel entnommen, die für die garantierten Versi-
cherungsleistungen benötigt werden. Die verbleibenden Mittel 
verwenden wir für die Beteiligung der Versicherungsnehmer 
an den Überschüssen.  

Bei Verträgen mit Fondsbeteiligung werden die Beitragsteile 
für den Erwerb von Fondsanteilen genutzt. Die in Fonds in-
vestierten Beitragsteile erwirtschaften daher keine Erträge aus 
Kapitalanlagen und somit keine Überschüsse. Für fondsge-
bundene Verträge hängt die Höhe der Rente von der Entwick-
lung des Fondsguthabens ab. Mit Beginn der Rentenzahlung 
endet die Fondsbeteiligung. Das Fondsguthaben wird dann in 
Geldeinheiten umgerechnet und in das Garantieguthaben 
überführt. Das gesamte Guthaben Ihres Vertrags ist dann an 
den Erträgen der Kapitalanlagen und somit auch an den 
Überschüssen beteiligt.  

Risikoergebnis: 
Weitere Überschüsse entstehen insbesondere, wenn die tat-
sächliche Lebensdauer und damit die Rentenzahlungsdauer 
der Versicherten kürzer sind, als bei der Tarifkalkulation an-
genommen. An den  Überschüssen aus dem Risikoergebnis 
beteiligen wir die Versicherungsnehmer nach der derzeitigen 
Fassung der Mindestzuführungsverordnung grundsätzlich zu 
mindestens 75 %.  

Übriges Ergebnis:  
Am übrigen Ergebnis beteiligen wir die Versicherungsnehmer 
nach der derzeitigen Fassung der Mindestzuführungsverord-
nung grundsätzlich zu mindestens 50 %. Überschüsse aus 
dem übrigen Ergebnis können beispielsweise entstehen, 
wenn die Kosten niedriger sind als bei der Tarifkalkulation an-
genommen. 

(3) Die verschiedenen Versicherungsarten tragen unterschiedlich 
zum Überschuss bei. Wir haben deshalb gleichartige Versi-

cherungen zu Gewinngruppen zusammengefasst. Gewinn-
gruppen bilden wir beispielsweise, um das versicherte Risiko 
wie das Langlebigkeits- oder Berufsunfähigkeitsrisiko zu be-
rücksichtigen. Die Überschüsse verteilen wir auf die einzelnen 
Gewinngruppen nach einem verursachungsorientierten Ver-
fahren und zwar in dem Maß, wie die Gewinngruppen zur  
Entstehung von Überschüssen beigetragen haben.  

Die auf die Versicherungsnehmer entfallenden Überschüsse 
führen wir der Rückstellung für Beitragsrückerstattung zu. 
Diese Rückstellung dient dazu, Schwankungen der Über-
schüsse im Zeitablauf zu glätten. Sie darf grundsätzlich nur für 
die Überschussbeteiligung der Versicherungsnehmer verwen-
det werden.   

Nur in Ausnahmefällen und mit Zustimmung der Aufsichtsbe-
hörde können wir hiervon nach § 56b des Versicherungsauf-
sichtsgesetzes (VAG) abweichen. Dies dürfen wir, soweit die 
Rückstellung für Beitragsrückerstattung nicht auf bereits fest-
gelegte Überschüsse entfällt. Nach der derzeitigen Fassung 
des § 56b VAG können wir im Interesse der Versicherungs-
nehmer die Rückstellung für Beitragsrückerstattung auch her-
anziehen:

- zur Abwendung eines drohenden Notstandes,  
- zum Ausgleich unvorhersehbarer Verluste aus den über-

schussberechtigten Versicherungsverträgen, die auf all-
gemeine Änderungen der Verhältnisse zurückzuführen 
sind oder  

- zur Erhöhung der Deckungsrückstellung, sofern die 
Rechnungsgrundlagen aufgrund einer unvorhersehbaren 
und nicht nur vorübergehenden Änderung der Verhältnis-
se angepasst werden müssen. (Deckungsrückstellungen 
bilden wir, um zu jedem Zeitpunkt den Versicherungs-
schutz gewährleisten zu können.) 

Wenn wir die Rückstellung für Beitragsrückerstattung zum 
Verlustausgleich oder zur Erhöhung der Deckungsrückstel-
lung heranziehen, belasten wir die Versichertenbestände ver-
ursachungsorientiert. 

(4) Bewertungsreserven entstehen, wenn der Marktwert der Kapi-
talanlagen über dem Wert liegt, mit dem die Kapitalanlagen in 
der Bilanz ausgewiesen sind. Sie sorgen für Sicherheit und 
dienen dazu, kurzfristige Ausschläge an den Kapitalmärkten 
auszugleichen.  

Die Bewertungsreserven, die nach aufsichtsrechtlichen Vor-
schriften für die Beteiligung der Verträge zu berücksichtigen 
sind, werden monatlich neu ermittelt. Ihre Zuordnung zu den 
Verträgen erfolgt anteilig rechnerisch nach einem dem einzel-
nen Vertrag zugeordneten verursachungsorientierten Verfah-
ren. Der Anteil ist beeinflusst von der Dauer der Bestandszu-
gehörigkeit, dem Wert der Versicherung sowie dem Verhältnis 
der Versicherung zum gesamten Versicherungsbestand. Die 
Beteiligung bezieht sich nach den derzeitigen Vorschriften auf 
die Hälfte des rechnerischen Anteils des Vertrags an der Be-
wertungsreserve.   

Die Beteiligung an der Bewertungsreserve wird zum Ende der 
Ansparphase oder bei vorzeitiger Vertragsbeendigung fällig. 
Anspruchsberechtigt sind grundsätzlich alle Versicherungen, 
die Zinsüberschüsse erhalten, sowie aus Überschüssen ge-
bildete Ansammlungsguthaben bei Versicherungen, die selbst 
keine Zinsüberschüsse erhalten. In Fonds investierte Teile Ih-
rer Versicherung werden nicht an der Bewertungsreserve be-
teiligt.  

Überschussverwendung vor Rentenbeginn 
(5) Die Überschussbeteiligung besteht für das Garantieguthaben 

Ihrer Versicherung aus laufenden Überschüssen sowie einer 
Schlusszahlung. 

Laufende Überschüsse bestehen zu einem großen Teil aus 
Zinsüberschüssen, welche in Prozent des vorhandenen Ga-
rantieguthabens festgelegt werden. Die laufenden Überschüs-
se werden monatlich zugeteilt. Die Zuteilung ist unwiderruflich. 
Eine spätere abweichende Festlegung der Überschussanteil-
sätze wirkt sich nicht auf die bereits zugeteilten Überschüsse 
aus.
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Zum Ende der Ansparphase oder bei vorzeitiger Vertragsbe-
endigung erhalten Sie einen Schlussüberschuss. Die Höhe 
des Schlussüberschusses berechnet sich aus den Beträgen, 
die sich über die zurückliegende Vertragslaufzeit durch einen 
zusätzlichen Zinsüberschuss in konstanter Höhe zusätzlich 
ergeben hätten. Für den Schlussüberschuss werden diese 
Beträge aufsummiert und mit der im jeweiligen Monat dekla-
rierten Gesamtverzinsung zuzüglich des zusätzlichen Zins-
überschusses verzinst. Bei einer vorzeitigen Beendigung der 
Ansparphase vor Beginn der Abrufphase erhalten Sie keinen 
Schlussüberschuss. 

Unabhängig vom Schlussüberschuss wird Ihr Vertrag an der 
Bewertungsreserve beteiligt. Die Summe aus Schlussüber-
schuss und Beteiligung an der Bewertungsreserve wird auf 
einen Mindestbetrag angehoben, sofern dieser höher ist, und 
als Schlusszahlung gewährt. Der Mindestbetrag der Schluss-
zahlung berechnet sich wie der Schlussüberschuss, nur mit 
einem eigenen für den Mindestbetrag deklarierten Zinsüber-
schuss. Bei einer vorzeitigen Beendigung der Ansparphase 
vor Beginn der Abrufphase wird kein Mindestbetrag zugesagt. 
Die für die Berechnung des Schlussüberschusses und des 
Mindestbetrags der Schlusszahlung maßgeblichen Zinssätze 
werden im Rahmen der Überschussdeklaration festgelegt. 

(6) Vor Rentenbeginn kann Ihr Vertrag auch Verwaltungskosten-
überschüsse erhalten. Diese werden in Prozent der kalkulato-
rischen Verwaltungskosten festgelegt und monatlich zugeteilt. 
Haben Sie eine Fondsbeteiligung vereinbart, können Sie für 
das Fondsguthaben einen zusätzlichen Verwaltungskosten-
überschuss erhalten. Dieser bemisst sich in Prozent des 
Fondsguthabens und wird monatlich zugeteilt.  

(7) Die laufenden Überschüsse werden, sofern sie nicht teilweise 
oder vollständig für die Auffüllung der Deckungsrückstellung 
benutzt werden, bis zum Beginn der Rentenzahlung je nach 
der mit Ihnen getroffenen Vereinbarung wie folgt verwendet: 

- zur verzinslichen Ansammlung (nur bei klassischer Ries-
ter-Rentenversicherung möglich) oder

- zum Kauf von Fondsanteilen (Fondsansammlung)  

Ein zum Rentenbeginn vorhandenes Überschussguthaben 
wird zur Erhöhung der Rente verwendet. Die Schlusszahlung, 
sofern sie nicht teilweise oder vollständig für die Auffüllung der 
Deckungsrückstellung benutzt wird, erhöht die Versicherungs-
leistung.

Ein Wechsel der Überschussverwendung in der Ansparphase 
ist bis zum Rentenbeginn auf Antrag möglich.  

Überschussverwendung nach Rentenbeginn 
(8) Nach Beginn der Rentenzahlung erhalten Sie für Ihre Versi-

cherung am Ende eines jeden Monats Überschüsse. Renten 
im Rentenbezug erhalten keinen Schlussüberschuss.  

Die laufenden Überschüsse können auch im Rentenbezug zur 
Auffüllung der Deckungsrückstellung benutzt werden. Verblei-
bende laufende Überschüsse werden je nach der mit Ihnen 
getroffenen Vereinbarung für die Bildung einer teil- oder voll-
dynamischen Bonusrente verwendet.  

- Volldynamische Bonusrente: Aus den jährlich ermittelten 
Überschüssen wird eine Zusatzrente gebildet, welche die 
versicherte Rente erhöht. Einmal erreichte Erhöhungen 
sind für die Dauer des Rentenbezugs garantiert. Die  
Überschüsse werden während des Versicherungsjahres 
angespart und am Ende des Versicherungsjahres zur Er-
höhung der versicherten Leistung verwendet. 

- Teildynamische Bonusrente: Aus den für die Rentenlauf-
zeit zu erwartenden Überschüssen wird zur versicherten 
Rente eine gleichbleibende Sockelrente gebildet, die sich 
jährlich noch durch eine zusätzliche Bonusrente erhöhen 
kann. Einmal zugeteilte Bonusrenten sind für die Dauer 
des Rentenbezugs garantiert. Die Sockelrente kann bei 
stark sinkenden Überschüssen neu berechnet und ggf. 
gesenkt werden.  

Die für die Rentenbezugszeit gewählte Überschussverwen-
dung können Sie jederzeit bis zum Rentenbeginn auf Antrag 
wechseln.  

Information über die Höhe der Überschussbeteiligung 
(9) Die Höhe der Überschussbeteiligung hängt von vielen Einflüs-

sen ab. Diese sind nicht vorhersehbar und von uns nur be-
grenzt beeinflussbar. Von Bedeutung sind hierbei die Entwick-
lung des versicherten Risikos und der Kosten. Für das Garan-
tieguthaben ist die Zinsentwicklung des Kapitalmarkts ein 
wichtiger Einflussfaktor. Die Höhe der Bewertungsreserven 
ändert sich ebenfalls im Zeitablauf. Die Höhe der künftigen 
Überschussbeteiligung kann sich daher ändern und somit 
nicht garantiert werden. Verbindliche Angaben über die Höhe 
der künftigen Überschussbeteiligung sind nicht möglich. 

Durch eine z. B. nachhaltig verlängerte Lebenserwartung oder 
ein dauerhaft niedriges Zinsniveau an den Kapitalmärkten 
kann sich die Rechnungsgrundlage zur Bildung der De-
ckungsrückstellung ändern. Sollte die Deckungsrückstellung 
für die gegebene garantierte Leistungszusage nicht ausrei-
chen, müssen wir geeignete Maßnahmen treffen, um die Ga-
rantie weiterhin sicherstellen zu können. Als Folge sind dann 
Auffüllungen der Deckungsrückstellung gegenüber der bisher 
verwendeten Rechnungsgrundlage erforderlich (Nachreservie-
rung). Dies kann zu einer Verringerung der Überschussbetei-
ligung bis hin zum vollständigen Aussetzen führen. 

§ 3 Wann beginnt Ihr Versicherungsschutz und wann 
können Sie vom Widerrufsrecht Gebrauch ma-
chen? 

(1) Der Versicherungsschutz beginnt mit Abschluss des Vertrags, 
jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein angegebenen 
Beginn der Versicherung. Unsere Leistungspflicht entfällt al-
lerdings bei nicht rechtzeitiger Zahlung des ersten oder ein-
maligen Beitrags.  

Widerrufsrecht 
(2) Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 30 Tagen 

ohne Angabe von Gründen in Textform (z. B. Brief, Fax,  
E-Mail) widerrufen. Die Frist beginnt, nachdem Sie den Versi-
cherungsschein, die Vertragsbestimmungen einschließlich 
unserer Allgemeinen Versicherungsbedingungen, die weiteren 
Informationen nach § 7 Absatz 1 und 2 des VVG in Verbin-
dung mit den §§ 1 bis 4 der VVG Informationspflichtenverord-
nung und diese Belehrung jeweils in Textform erhalten haben. 
Bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr beginnt sie 
jedoch nicht vor Erfüllung unserer Pflichten gemäß § 312g 
Absatz 1 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Verbindung 
mit Artikel 246 § 3 des Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen 
Gesetzbuche. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die 
rechtzeitige Absendung des Widerrufs.  

Der Widerruf ist zu richten an die HanseMerkur Lebensversi-
cherung AG, Siegfried-Wedells-Platz 1, 20354 Hamburg, 
E-Mail: leben@hansemerkur.de, Telefax: (0 40) 41 19-32 57. 

Widerrufsfolgen: Im Fall eines wirksamen Widerrufs endet der 
Versicherungsschutz, und wir erstatten Ihnen den auf die Zeit 
nach Zugang des Widerrufs entfallenden Teil der Prämien, 
wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versicherungsschutz 
vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der Prämie, 
der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen 
wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen 
Betrag, der sich zeitanteilig vom Beginn des Vertrags bis zum 
Zugang des Widerrufs errechnet. Einen ggf. vorhandenen 
Rückkaufswert einschließlich der Überschüsse  nach 
§ 169 VVG zahlen wir Ihnen aus. Die Erstattung zurückzuzah-
lender Beträge erfolgt unverzüglich, spätestens 30 Tage nach 
Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungsschutz nicht 
vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf 
zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren 
und gezogene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind. 

Haben Sie Ihr Widerrufsrecht nach § 8 Versicherungsver-
tragsgesetz (VVG) wirksam ausgeübt, sind Sie auch an einen 
mit dem Versicherungsvertrag zusammenhängenden Vertrag 
nicht mehr gebunden. Ein zusammenhängender Vertrag liegt 
vor, wenn er einen Bezug zu dem widerrufenen Vertrag auf-
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weist und eine Dienstleistung des Versicherers oder eines 
Dritten auf der Grundlage einer Vereinbarung zwischen dem 
Dritten und dem Versicherer betrifft. Eine Vertragsstrafe darf 
weder vereinbart noch verlangt werden.  

Besonderer Hinweis: Ihr Widerrufsrecht erlischt, wenn der 
Vertrag auf Ihren ausdrücklichen Wunsch sowohl von Ihnen 
als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor Sie Ihr Widerrufs-
recht ausgeübt haben.  

§ 4 Wer erhält die Versicherungsleistung?  

Die Leistungen aus dem Vertrag erbringen wir an Sie als un-
seren Versicherungsnehmer. Werden nach Ihrem Tod Leis-
tungen fällig, erbringen wir diese an Ihre Erben, sofern Sie 
uns keine andere Person als Bezugsberechtigten benannt ha-
ben. Dieses Bezugsrecht können Sie jederzeit widerrufen; 
nach Ihrem Tod kann es nicht mehr widerrufen werden. Die 
Einräumung und der Widerruf eines Bezugsrechts sind uns 
gegenüber nur und erst dann wirksam, wenn sie uns von 
Ihnen schriftlich angezeigt worden sind.

§ 5 Was ist zu beachten, wenn eine Versicherungsleis-
tung verlangt wird?  

(1) Leistungen aus dem Versicherungsvertrag erbringen wir ge-
gen Vorlage des Versicherungsscheins und eines amtlichen 
Zeugnisses über den Tag der Geburt der versicherten Person. 

(2) Wir können vor jeder Renten- oder Kapitalzahlung auf unsere 
Kosten ein amtliches Zeugnis darüber verlangen, dass die 
versicherte Person noch lebt.  

(3) Der Tod der versicherten Person muss uns unverzüglich mit-
geteilt werden. Außer dem Versicherungsschein ist uns eine 
amtliche Sterbeurkunde einzureichen, die Alter, Geburtsort 
und Todesursache enthält. Zu unrecht empfangene Renten-
zahlungen sind an uns zurückzuzahlen.  

(4) Zur Klärung unserer Leistungspflicht können wir notwendige 
weitere Nachweise und Auskünfte verlangen. Die mit den 
Nachweisen verbundenen Kosten trägt der Anspruchsteller. 

(5) Unsere Geldleistungen überweisen wir dem Empfangsberech-
tigten auf seine Kosten. Bei Überweisungen in Länder außer-
halb des Europäischen Wirtschaftsraums trägt der Empfangs-
berechtigte auch die damit verbundene Gefahr.  

Beitragszahlung

§ 6 Wie verwenden wir Ihre Beiträge und die staatli-
chen Zulagen?  

(1) Die Beiträge zu Ihrer Versicherung können Sie je nach Ver-
einbarung monatlich, vierteljährlich, halbjährlich oder jährlich 
entrichten. Sie können jederzeit die Änderung Ihrer Beitrags-
zahlungsweise beantragen.  

(2) Von den Beiträgen und staatlichen Zulagen ziehen wir Ab-
schluss-, Vertriebs- und Verwaltungskosten ab. Den verblei-
benden Teil der Beiträge und Zulagen schreiben wir Ihrem 
Vertragsguthaben gut.  

(3) Enthält Ihr Vertrag eine Fondsbeteiligung, erwerben wir mit 
den Beiträgen und staatlichen Zulagen - soweit diese nicht für 
die Bildung des Garantieguthabens benötigt werden - 
Fondsanteile. Ausgabeaufschläge für den Erwerb von 
Fondsanteilen werden nicht erhoben. Bewertungsstichtag für 
die Umrechnung der Beiträge in Fondsanteile ist der erste 
Börsentag im Monat.  

(4) Die staatlichen Zulagen verwenden wir nach Abzug der Kos-
ten zur Erhöhung der Versicherungsleistung. Erhöhungster-
min ist der Erste des Monats, in dem uns die Zulage zugeht. 
Die Erhöhung wird grundsätzlich zu den zum Erhöhungster-
min gültigen Rechnungsgrundlagen vorgenommen.  

Zusatzleistung der ZukunftsGarantie 
(5) Enthält Ihr Vertrag die ZukunftsGarantie, verwenden wir für 

die Zulagen abweichend die zu Vertragsbeginn gültigen 
Rechnungsgrundlagen, sofern die damit berechnete Rente 
höher und vorteilhafter für Sie ist.  

§ 7 Was haben Sie bei der Beitragszahlung zu beach-
ten? 

(1) Der erste Beitrag (Einlösungsbeitrag) ist unverzüglich nach 
Abschluss des Vertrags zu zahlen, jedoch nicht vor dem im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungsbeginn. Alle 
weiteren Beiträge (Folgebeiträge) sind gemäß der vereinbar-
ten Zahlungsweise fällig.  

(2) Für die Rechtzeitigkeit der Beitragszahlung genügt es, wenn 
Sie fristgerecht alles getan haben, damit der Beitrag bei uns 
eingeht. Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto ver-
einbart, gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu 
dem in Absatz 1 genannten Termin eingezogen werden kann 
und Sie einer berechtigten Einziehung nicht widersprechen. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Ihr Verschulden von uns nicht 
eingezogen werden, ist die Zahlung auch dann noch rechtzei-
tig, wenn sie unverzüglich nach unserer schriftlichen Zah-
lungsaufforderung erfolgt. Haben Sie zu vertreten, dass der 
Beitrag wiederholt nicht eingezogen werden kann, sind wir be-
rechtigt, künftig die Zahlung außerhalb des Lastschriftein-
zugsverfahrens zu verlangen.  

Die Übermittlung Ihrer Beiträge erfolgt auf Ihre Gefahr und Ih-
re Kosten. Bei Fälligkeit einer Versicherungsleistung verrech-
nen wir Beitragsrückstände mit der Leistung.  

§ 8 Was geschieht, wenn Sie einen Beitrag nicht recht-
zeitig zahlen können?  

(1) Wenn Sie den ersten Beitrag nicht rechtzeitig zahlen, können 
wir vom Vertrag zurücktreten, solange die Zahlung noch nicht 
bewirkt ist. Dies gilt nicht, wenn uns nachgewiesen wird, dass 
Sie die nicht rechtzeitige Zahlung nicht zu vertreten haben.

(2) Ist der erste Beitrag bei Eintritt des Versicherungsfalls noch 
nicht gezahlt, sind wir nicht zur Leistung verpflichtet, sofern 
wir Sie durch gesonderte Mitteilung in Textform oder durch ei-
nen auffälligen Hinweis im Versicherungsschein auf diese 
Rechtsfolge aufmerksam gemacht haben. Unsere Leistungs-
pflicht besteht jedoch, wenn uns nachgewiesen wird, dass Sie 
die Nichtzahlung nicht zu vertreten haben.  

(3) Wenn ein Folgebeitrag oder ein sonstiger Betrag, den Sie aus 
dem Versicherungsverhältnis schulden, nicht rechtzeitig ge-
zahlt worden ist oder eingezogen werden konnte, erhalten Sie 
von uns eine Mahnung in Textform. Darin setzen wir Ihnen ei-
ne Zahlungsfrist von mindestens zwei Wochen. Begleichen 
Sie den Rückstand nicht innerhalb der gesetzten Frist, ver-
mindert sich Ihr Versicherungsschutz. Auf die Rechtsfolgen 
werden wir Sie in der Mahnung ausdrücklich hinweisen.  

(4) Enthält ihr Vertrag eine Fondsbeteiligung, behalten wir uns 
vor, die Investition der Anlagebeiträge in Fondsanteile auszu-
setzen (Investitionsstopp), wenn Sie die fälligen Beiträge nicht 
rechtzeitig gezahlt haben.

§ 9 Welche Möglichkeiten haben Sie bei Zahlungs-
schwierigkeiten?  

Wichtige Gründe, wie z. B. Krankheit oder Arbeitslosigkeit, 
können dazu führen, dass Sie eine Zeit lang die Beiträge zu 
Ihrer Versicherung nicht mehr aufbringen können. Lassen Sie 
sich in einer solchen Situation rechtzeitig von uns beraten. 
Gern machen wir Ihnen einen Vorschlag zum Erhalt des Ver-
sicherungsschutzes.  

Beitragsfreistellung 
(1) Sie haben das Recht, sich vollständig oder teilweise von der 

Beitragszahlungspflicht zum nächsten Monatsersten befreien 
zu lassen. In diesem Fall setzen wir die versicherte Rente 
vollständig oder teilweise auf eine beitragsfreie Rente herab, 
die nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik 
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unter Zugrundelegung des Garantieguthabens errechnet wird. 
Bei einer teilweisen Beitragsfreistellung darf ein monatlicher 
Mindestbeitrag von 5 EUR nicht unterschritten werden. Wir 
verzichten auf einen Abzug bei Beitragsfreistellung.   

(2) Die Beitragsfreistellung Ihrer Versicherung kann Nachteile für 
Sie haben. Die Nachteile ergeben sich dadurch, dass die Ab-
schluss- und Vertriebskosten für die gesamte Vertragslaufzeit 
in den ersten fünf Jahren entnommen werden. Hierdurch 
wächst das Vertragsguthaben in den ersten fünf Jahren lang-
samer an als in den Folgejahren. Die Höhe der garantierten 
beitragsfreien Rente und nähere Informationen hierzu können 
Sie Ihrem Versicherungsschein entnehmen.  

Herabsetzung des Beitrags  
(3) Sie können Ihren Beitrag für einen bestimmten Zeitraum oder 

unbefristet herabsetzen (teilweise Beitragsfreistellung). 
Dadurch vermindert sich die versicherte Leistung versiche-
rungsmathematisch. Die Herabsetzung des Beitrags ist für Sie 
kostenlos. Es gelten die Regeln der Absätze 1 und 2. 

Beitragspause 
(4) Neben der unbefristeten Beitragsfreistellung (Absatz 1) kön-

nen Sie die Beitragszahlung für Ihre Versicherung für bis zu 
36 Monate unterbrechen (befristete Beitragsfreistel-
lung=Beitragspause). Dadurch vermindert sich die versicherte 
Leistung versicherungsmathematisch (siehe hierzu auch Ab-
satz 2). Nach Ablauf der vereinbarten Beitragspause wird die 
Versicherung automatisch wieder in Kraft gesetzt. Die bei Ver-
tragsabschluss gültigen Rechnungsgrundlagen gelten weiter-
hin. Die Beitragspause ist für Sie kostenlos.  

Wiederinkraftsetzung  
(5) Nach einer Beitragsfreistellung oder Herabsetzung des Bei-

trags haben Sie Anspruch auf Wiederinkraftsetzung Ihres Ver-
trags. Die Versicherung wird auf Basis der bei Vertragsab-
schluss gültigen Rechnungsgrundlagen fortgeführt, wenn seit 
dem Zeitpunkt der Vertragsänderung noch keine 36 Monate 
vergangen sind.  

Nachzahlungsmöglichkeiten
(6) Die durch Vertragsänderung nicht oder vermindert gezahlten 

Beiträge können Sie wie folgt nachentrichten, um Ihren Versi-
cherungsschutz wieder zu erhöhen:  

- in einem einmaligen Betrag,  
- in Teilraten (über einen Zeitraum von maximal zwölf Mo-

naten), 
- durch Erhöhung des laufenden Beitrags. 

Nachzahlungen können dazu führen, dass der jeweils gelten-
de Höchstbetrag für Altersvorsorgebeiträge (zurzeit 
2.100 EUR) gemäß § 10a Absatz 1 des Einkommensteuerge-
setzes (EStG) überschritten wird. Bei der Einkommensteuer-
veranlagung werden jedoch nur Altersvorsorgebeiträge als 
Sonderausgaben bis zu 2.100 EUR jährlich berücksichtigt.  
Eine durch die nicht gezahlten Beiträge verlorene staatliche 
Förderung wird jedoch nicht rückwirkend gewährt. Eine rück-
wirkende Anlage der Nachzahlung im Fondsguthaben erfolgt 
nicht. Bewertungsstichtag für die Umrechnung in Fondsanteile 
ist der erste Börsentag des Monats, der dem jeweiligen Zah-
lungseingang folgt.  

§ 10 Wann können Sie Ihre Versicherung kündigen?  
Wir erläutern im Folgenden 
- wann Sie Ihre Versicherung kündigen können,  
- welche Leistung wir bei Kündigung erbringen, 
- welche Nachteile sich aus der Kündigung ergeben können 

und
- wie Sie Ihren Vertrag zum Zweck der Übertragung des 

Vertragsguthabens auf einen anderen Vertrag kündigen 
können.  

Kündigung zur Auszahlung des Rückkaufswerts 
(1) Sie können Ihre Versicherung vor dem vereinbarten Renten-

beginn zum nächsten Monatsersten vollständig oder teilweise 
schriftlich kündigen.   

Bei einer vollständigen Kündigung endet Ihr Vertrag. Bei einer 
teilweisen Kündigung darf ein monatlicher Mindestbeitrag von 

5 EUR nicht unterschritten werden. Ansonsten ist die teilweise 
Kündigung unwirksam und nur die vollständige Kündigung 
möglich. 

Die Auszahlung des Rückkaufswerts stellt nach § 93 EStG ei-
ne schädliche Verwendung dar. Wir sind gesetzlich verpflich-
tet, die steuerliche Förderung sowie die Zulagen einzubehal-
ten und abzuführen.  

Leistung bei Kündigung  
(2) Bei einer vollständigen oder teilweisen Kündigung Ihres Ver-

trags zahlen wir den Rückkaufswert des gekündigten Ver-
tragsteils aus. Der Rückkaufswert setzt sich zusammen aus 
- dem Garantieguthaben, 
- vermindert um einen Abzug, 
- dem Fondsguthaben, sofern Sie einen Vertrag mit Fonds-

beteiligung vereinbart haben, 
- den verzinslich angesammelten Überschüssen und 
- einer möglichen Schlusszahlung (in § 2 Absatz 5 erklärt) 

inklusive einer möglichen Beteiligung an der Bewertungs-
reserve (in § 2 Absatz 4 erklärt). 

(3) Das Garantieguthaben wird aus den Beitragsteilen gebildet, 
die nicht für die Risikoübernahme, für Kosten und für den Kauf 
von Fondsanteilen verwendet werden. Das Garantieguthaben 
wird nach anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik 
mit den Rechnungsgrundlagen der Beitragskalkulation zum 
Zeitpunkt, zu dem die Kündigung wirksam wird, ermittelt.  

Wir sind nach § 169 Absatz 6 VVG berechtigt, das für die Be-
rechnung des Rückkaufswertes verwendete Garantiegutha-
ben darüber hinaus angemessen herabzusetzen. Dies ist nur 
möglich, um eine Gefährdung der Belange der Versiche-
rungsnehmer, insbesondere die Gefährdung der dauernden 
Erfüllbarkeit der sich aus den Versicherungsverträgen erge-
benden Verpflichtungen, auszuschließen. Die Herabsetzung 
ist jeweils auf ein Jahr befristet. 

(4) Bei Kündigung erheben wir einen Abzug vom Garantiegutha-
ben. Dieser beträgt 0,5 % des Garantieguthabens multipliziert 
mit der Restlaufzeit bis zur Abrufphase in Jahren, mindestens 
jedoch 100 EUR. 

Der Abzug ist zulässig, wenn er angemessen ist. Dies ist im 
Zweifel von uns nachzuweisen. Wir halten den Abzug für an-
gemessen, weil mit Ihm eine oder mehrere der nachstehen-
den Folgen einer vorzeitigen Kündigung ausgeglichen wer-
den:

- Verlust von kollektiv gestelltem Risikokapital, 
- verminderte Kapitalerträge.  

Ihre Versicherung profitiert in der Anfangszeit vom vorhande-
nen Risikokapital aus den anderen schon bestehenden Versi-
cherungen. Wenn Sie vorzeitig kündigen, stellt Ihre Versiche-
rung der Versichertengemeinschaft später – anders als von 
uns kalkuliert – kein Risikokapital mehr zur Verfügung. Auf-
grund einer vorzeitigen Kündigung entgehen uns außerdem 
künftige Kapitalerträge, die wir einkalkuliert haben.  

Sofern Sie uns nachweisen, dass die dem Abzug zugrunde 
liegenden Annahmen in Ihrem Fall nicht zutreffen oder der 
Abzug wesentlich niedriger zu beziffern ist, entfällt der Abzug 
bzw. wird entsprechend herabgesetzt.  

Wir verzichten auf einen Abzug  

- bei Kündigung innerhalb der Abrufphase, der Verlänge-
rungsphase oder 

- wenn Ihr Vertrag kein Garantieguthaben enthält.  

(5) Das Fondsguthaben Ihrer Versicherung (sofern Sie eine 
Fondsbeteiligung vereinbart haben) entspricht dem Zeitwert 
der auf Ihre Versicherung entfallenden Anteileinheiten der er-
worbenen Fonds. Die Höhe des Fondsguthabens wird durch 
Multiplikation der Anzahl und den zu einem bestimmten Be-
wertungsstichtag ermittelten Werten der Anteileinheiten ermit-
telt. Bewertungsstichtag für die Umrechnung der Fondsanteile 
ist der erste Börsentag des Monats, zu dem die Kündigung 
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wirksam wird.   

Nachteile einer Kündigung 
(6) Die Kündigung Ihrer Versicherung kann Nachteile für Sie ha-

ben. Die Nachteile ergeben sich zum einen dadurch, dass die 
Abschluss- und Vertriebskosten für die gesamte Vertragslauf-
zeit in den ersten fünf Jahren entnommen werden. Hierdurch 
wächst das Vertragsguthaben in den ersten fünf Jahren lang-
samer an als in den Folgejahren. Zum anderen erfolgt bei 
Kündigung ein Abzug vom Garantieguthaben. Dadurch er-
reicht der Rückkaufswert in der Anfangszeit und möglicher-
weise auch im weiteren Vertragsverlauf nicht unbedingt die 
Summe der eingezahlten Beiträge. Nähere Informationen zum 
Verlauf Ihres Garantieguthabens sowie zum Abzug bei Kündi-
gung können Sie Ihrem Versicherungsschein entnehmen. 

Kündigung zur Übertragung des Vertragsguthabens auf einen 
anderen Vertrag
(7) Sie können Ihre Versicherung mit einer Frist von drei Monaten 

zum Ende des Kalendervierteljahres schriftlich kündigen, um 
das Vertragsguthaben auf einen anderen Altersvorsorgever-
trag übertragen zu lassen. Dieser Vertrag muss zertifiziert 
sein und auf Ihren Namen lauten; er kann bei uns oder einem 
anderen Anbieter bestehen. Nach Rentenbeginn ist eine 
Übertragung des Vertragsguthabens nicht mehr möglich. 

(8) Das Vertragsguthaben kann nicht an Sie ausgezahlt, sondern 
nur direkt auf den neuen Altersvorsorgevertrag übertragen 
werden. Hierzu müssen Sie uns bei Kündigung mitteilen, auf 
welchen Vertrag das Kapital übertragen werden soll. Handelt 
es sich dabei um einen Vertrag bei einem anderen Anbieter, 
müssen Sie uns die Zertifizierung dieses Vertrags nachwei-
sen.

(9) Die Ermittlung des Vertragsguthabens erfolgt am Ende des 
Kalendervierteljahrs, zu dem die Kündigung wirksam ist. Bei-
tragsrückstände werden hiervon abgezogen. Sofern Sie Kapi-
tal für Wohneigentum verwendet haben, wird dies bei der Be-
rechnung des Übertragungswerts berücksichtigt. Im Fall der 
Übertragung verzichten wir auf die Erhebung einer Stornoge-
bühr.  

(10) Auch diese Kündigung kann Nachteile für Sie haben. Das Ver-
tragsguthaben erreicht erst nach einem bestimmten Zeitraum 
die Summe der eingezahlten Beiträge, da aus diesen Ab-
schluss- und Vertriebskosten sowie Kosten für die Verwaltung 
des gebildeten Kapitals finanziert werden.  

Gestaltungsmöglichkeiten für die Riester-
Rentenversicherung

§ 11 Wie können Sie Ihren Rentenbeginn vorverlegen 
(Abrufphase)?

In Ihren Vertrag ist eine Abrufphase eingeschlossen. Dadurch 
haben Sie die Möglichkeit, Ihren Rentenbeginn um bis zu 
zehn Jahre vorzuverlegen, sofern Sie uns dies rechtzeitig mit-
teilen. Der frühest mögliche Rentenbeginn ist das vollendete 
62. Lebensjahr. Beziehen Sie vor Vollendung des 
62. Lebensjahres Leistungen aus einem gesetzlichen Alterssi-
cherungssystem, können Sie eine verminderte Rente auch 
schon vorher in Anspruch nehmen. Eine Vorverlegung des 
Rentenbeginns ist möglich, wenn seit Versicherungsbeginn 
mindestens zehn Jahre vergangen sind und das Vertragsgut-
haben zu diesem Termin nicht kleiner als die Summe der ein-
gezahlten Beiträge und der uns zugeflossenen staatlichen Zu-
lagen ist. Die Teilkapitalzahlung gemäß § 1 Absatz 3 können 
Sie auch zum vorgezogenen Rentenbeginn erhalten.  

Die Rentenhöhe berechnet sich versicherungsmathematisch 
entsprechend der verkürzten Laufzeit auf Basis unveränderter 
Rechnungsgrundlagen neu. Wir verzichten auf einen Abzug 
bei Vorziehen des Rentenbeginns. Sofern Sie einen Vertrag 
mit Fondsbeteiligung vereinbart haben, rechnen wir die 
Fondsanteile am ersten Börsentag des Monats des vorgezo-
genen Rentenbeginns um (Bewertungsstichtag). 

§ 12 Wie können Sie Ihren Rentenbeginn hinausschie-
ben (Verlängerungsphase)?  

Nach einer Vertragslaufzeit von mindestens zehn Jahren kön-
nen Sie Ihren Rentenbeginn um bis zu zehn Jahre hinaus-
schieben, sofern Sie uns dies rechtzeitig vor Zahlung der ers-
ten Rente mitteilen. Der späteste Beginn der Rentenzahlung 
ist das vollendete 85. Lebensjahr der versicherten Person. Die 
Möglichkeit auf Teilkapitalauszahlung bleibt bestehen. Der 
Vertrag kann während der Verlängerungsphase beitragsfrei 
oder mit Beitragszahlung fortgeführt werden.  

Die Rentenhöhe berechnet sich versicherungsmathematisch 
entsprechend der verlängerten Laufzeit und der Beitragszah-
lung auf Basis unveränderter Rechnungsgrundlagen neu. So-
fern Sie einen Vertrag mit Fondsbeteiligung vereinbart haben, 
rechnen wir die Fondsanteile am ersten Börsentag des Mo-
nats, der dem hinausgeschobenen Rentenbeginn folgt, um 
(Bewertungsstichtag). Während der Verlängerungsphase gel-
ten die Regelungen der Abrufphase entsprechend.  

§ 13 Welche Möglichkeiten bestehen, den Versiche-
rungsschutz zu erhöhen?  

(1) Vor Rentenbeginn können Sie Ihre laufende Beitragszahlung 
erhöhen und zu jedem Monatsersten eine Zuzahlung leisten. 
Beitragserhöhungen und Zuzahlungen erhöhen die garantierte 
Leistung. Beitragsteile und Zuzahlungen, die in das Fonds-
guthaben investiert werden, legen wir nach Abzug der darauf 
entfallenden Kostenanteile in die von Ihnen gewählten Fonds 
an. Die Umrechnung in Anteileinheiten erfolgt zum ersten 
Börsentag des Monats, der dem Zahlungseingang folgt.

(2) Die durch Beitragserhöhung oder Zuzahlungen bewirkte Er-
höhung der Versicherungsleistung wird grundsätzlich zu den 
zum Erhöhungs- bzw. Zuzahlungstermin gültigen Rechnungs-
grundlagen vorgenommen. Bei Erhöhungen und Zuzahlungen 
ziehen wir Abschluss-, Vertriebs- und Verwaltungskosten ab. 

Zusatzleistung der ZukunftsGarantie 
(3) Enthält Ihr Vertrag die ZukunftsGarantie, verwenden wir ab-

weichend die zu Vertragsbeginn gültigen Rechnungsgrundla-
gen, sofern die damit berechnete Rente höher und damit vor-
teilhafter für Sie ist.  

§ 14 Wie können Sie Ihr Vertragsguthaben als Kapital 
für Wohneigentum verwenden?  

(1) Sie können bis zum Beginn der Rentenzahlung mit einer Frist 
von drei Monaten zum Ende des Kalendervierteljahres verlan-
gen, dass das gebildete Kapital teilweise oder vollständig für 
eine Verwendung als Altersvorsorge-Eigenheimbetrag im Sin-
ne des § 92a EStG (Bildung von selbst genutztem Wohnei-
gentum) ausgezahlt wird. Dies führt zu einer Verringerung 
bzw. zum Wegfall des gebildeten Kapitals und der versicher-
ten Leistungen. Bei Rückzahlung werden das gebildete Kapi-
tal und die versicherten Leistungen neu berechnet. Die Be-
rechnung der versicherten Leistungen erfolgt jeweils nach den 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik.  Wir 
verzichten auf einen Abzug bei der Auszahlung von Kapital für 
die Verwendung als Altersvorsorge-Eigenheimbetrag.  

(2) Einzelheiten und Erläuterungen zum Altersvorsorge-
Eigenheimbetrag finden Sie in § 27 dieser Bedingungen 
(„Welche steuerlichen Regelungen gelten für Ihren Versiche-
rungsschutz?“). 

§ 15 Wie funktioniert die planmäßige Erhöhung der Bei-
träge (Beitragsdynamik)?  

Maßstab 
(1) Mit der Beitragsdynamik erreichen Sie eine planmäßige Erhö-

hung der Beiträge in Prozent des Vorjahresbeitrags. Der Bei-
trag erhöht sich gemäß dem vereinbarten Prozentsatz. Die 
Beitragserhöhung bewirkt eine Erhöhung der Versicherungs-
leistungen ohne erneute Gesundheitsprüfung.
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Zeitpunkt 
(2) Die Dynamisierung erfolgt immer zur ersten Beitragsfälligkeit 

im Kalenderjahr. Die Erhöhungen erfolgen letztmals zehn Jah-
re vor Ablauf der Beitragszahlungsdauer und nicht über das 
vollendete 65. Lebensjahr der versicherten Person hinaus. Sie 
erhalten rechtzeitig vor dem Erhöhungstermin eine Mitteilung 
(Nachtrag zum Versicherungsschein) über die Erhöhung. Der 
Versicherungsschutz aus der jeweiligen Erhöhung beginnt am 
Erhöhungstermin, sofern der erhöhte Beitrag gezahlt wurde.  

Aussetzung der Erhöhung 
(3) Die Erhöhung entfällt rückwirkend, wenn Sie ihr bis zum Ende 

des ersten Monats nach dem Erhöhungstermin widerspre-
chen. Unterbliebene Erhöhungen können Sie mit unserer Zu-
stimmung nachholen. Sollten Sie dreimal hintereinander von 
der Erhöhungsmöglichkeit keinen Gebrauch machen, erlischt 
Ihr Recht auf weitere automatische Erhöhungen; es kann je-
doch mit unserer Zustimmung neu vereinbart werden.  

Berechnung der erhöhten Versicherungsleistung 
(4) Die Erhöhung der Versicherungsleistungen errechnet sich 

nach dem am Erhöhungstermin erreichten Alter der versicher-
ten Person sowie der Dauer der restlichen Beitragszahlung 
und der verbleibenden Ansparphase. Daher erhöhen sich die 
Versicherungsleistungen nicht im gleichen Verhältnis wie die 
Beiträge.  

Rechnungsgrundlagen 
(5) Die Berechnung der durch die Beitragsdynamik bewirkten 

Leistungserhöhung erfolgt nach den zum Erhöhungszeitpunkt 
gültigen Rechnungsgrundlagen.  

Enthält Ihr Vertrag die ZukunftsGarantie, verwenden wir ab-
weichend die zu Vertragsbeginn gültigen Rechnungsgrundla-
gen, sofern die damit berechnete Rente höher und damit vor-
teilhafter für Sie ist.  

Sonstige Bestimmungen 
(6) Alle im Rahmen Ihres Versicherungsvertrags getroffenen Ver-

einbarungen, auch die Bezugsrechtsverfügung und die Ver-
einbarungen zur Verrechnung der Abschluss- und Vertriebs-
kosten, erstrecken sich ebenfalls auf die Erhöhung der Versi-
cherungsleistungen. Die Erhöhung der Versicherungsleistun-
gen aus dem Versicherungsvertrag setzt die Frist zur Aus-
übung unserer Rechte gemäß der Mitteilung nach § 19 Ab-
satz 5 VVG über die Folgen einer Verletzung der vorvertragli-
chen Anzeigepflicht nicht erneut in Gang.  

§ 16 Was beinhaltet die Leistungsdynamik? 

Ist in Ihren Vertrag eine garantierte jährliche Rentenanpas-
sung für die Zeit nach dem Rentenbeginn eingeschlossen, 
setzt die garantierte Altersrente zum vereinbarten Rentenbe-
ginn ein und erhöht sich danach jährlich um den von Ihnen 
gewählten Prozentsatz.  

§ 17 Wann können Sie die Aufteilung der Anlagebeiträge 
ändern oder Anteileinheiten umschichten lassen? 

Für künftige Fondsinvestitionen (Switch) 
(1) Sie können Ihre zukünftigen Investitionen aus Beiträgen 

und/oder Überschüssen auf bis zu zehn Fonds aufteilen. Die-
se Aufteilung können Sie jederzeit kostenlos anpassen. Dabei 
sind alle ganzzahligen Prozentsätze zwischen 10 % und 
100 % je gewählten Fonds zulässig. Ihr bestehendes Fonds-
guthaben ist von dieser Änderung nicht betroffen und bleibt in 
der bisherigen Anlageform bestehen. Es dürfen maximal 
25 Fonds innerhalb des Vertragsdepots gehalten werden. Die 
geänderte Aufteilung wird zum nächsten Investitionstermin be-
rücksichtigt, der auf den Eingang des Antrags folgt.  

Für das vorhandene Fondsguthaben (Shift) 
(2) Sie können Ihr bestehendes Fondsguthaben ganz oder teil-

weise in bis zu zehn andere zur Verfügung stehende Fonds 
umschichten. Diese Umschichtung ist jederzeit und kostenlos 
möglich. Dabei sind alle ganzzahligen Prozentsätze zwischen 
10 % und 100 % je gewählten Fonds zulässig. Es dürfen ma-
ximal 25 Fonds innerhalb des Vertragsdepots gehalten wer-
den. Beim Shiften wird der Wert der umzuschichtenden Fonds 
auf die neu bestimmten Fonds übertragen und in Anteileinhei-

ten umgerechnet. Die Umrechnung nehmen wir unverzüglich 
nach Eingang Ihres Antrages vor. Ausgabeaufschläge für die 
Änderung der Fondsanlage werden nicht erhoben.  

Alternativ können Sie Ihr Fondsguthaben einmalig in das Ga-
rantieguthaben umschichten. Bewertungsstichtag für die Um-
rechung der Fondsanteile ist der erste Börsentag des Monats, 
der dem Antrag auf Umschichtung folgt.  

Investitionsstopp und Vermögensumschichtung 
(3) Haben Sie den Wunsch, Ihre zukünftigen Beitragszahlungen 

für einen von Ihnen bestimmten Zeitraum von der Entwicklung 
des Kapitalmarkts auszuschließen, können Sie einen Investi-
tionsstopp beantragen. In diesem Fall setzen wir die Investiti-
on der Anlagebeiträge aus (Investitionsstopp).  
Sie haben auch die Möglichkeit, Ihr Fondsguthaben für einen 
bestimmten Zeitraum von der Entwicklung des Kapitalmarkts 
zu entkoppeln (Vermögensumschichtung). Hierzu rechnen wir 
die vorhandenen Fondsanteile in Geldeinheiten um. Bewer-
tungsstichtag für diese Umrechnung ist der erste Börsentag 
des Monats, der dem Antrag folgt.   

Während des Investitionsstopps bzw. der Vermögensum-
schichtung werden die nicht investierten Beiträge und/oder 
das in Geldeinheiten umgerechnete Fondsguthaben mit einem 
Zinssatz verzinst, der sich an den aktuell gültigen Konditionen 
für Tagesgeld orientiert. Den aktuellen Zinssatz können Sie 
gern bei uns erfragen.  

Nach Aufheben des Investitionsstopps bzw. der Vermögen-
sumschichtung werden die angesammelten Beiträge und/oder 
das in Geldeinheiten umgerechnete Fondsguthaben in die von 
Ihnen gewählten Fonds investiert bzw. reinvestiert. Das Auf-
heben müssen Sie uns rechtzeitig mitteilen. Bewertungsstich-
tag für die Umrechnung in Fondsanteile ist der erste Börsen-
tag des Monats, der dem Aufhebungsantrag folgt.  

Ablaufmanagement 
(4) In Ihren Vertrag ist ein passives Ablaufmanagement einge-

schlossen. Dieses setzt fünf Jahre vor dem vereinbarten Ren-
tenbeginn ein, sofern die Ansparphase mindestens zwölf Jah-
re beträgt. Durch das passive Ablaufmanagement werden die 
Anteile aus Ihrem Fondsguthaben unabhängig vom Kapital-
marktverlauf in risikoärmere Fonds umgeschichtet, um in den 
letzten Jahren vor Rentenbeginn die Risiken einer Wertminde-
rung aufgrund von Kursrückgängen zu reduzieren. Wir werden 
Sie rechtzeitig auf die Möglichkeit des Ablaufmanagements 
hinweisen. Das Ablaufmanagement setzt nur nach Ihrer 
schriftlichen Zustimmung ein. Sie haben jederzeit das Recht, 
ein beantragtes Ablaufmanagement zu deaktivieren. Eine er-
neute Aktivierung ist auf Anfrage möglich.  

§ 18 Was passiert, wenn ein Fonds geschlossen oder 
aus unserer Auswahl entfernt wird?  

Es kann passieren, dass ein Fonds für die zukünftigen Beiträ-
ge oder für das bestehende Fondsvermögen geschlossen 
wird. Dies kann entweder von Seiten der Kapitalanlagegesell-
schaft durch Schließung oder von unserer Seite durch Her-
ausnahme des Fonds aus der Fondspalette geschehen. Eine 
Herausnahme aus der Fondspalette ist für uns z. B. möglich, 
wenn der Fonds die Qualitätskriterien, die Anlagegrundsätze 
oder das ursprüngliche Risikoprofil nicht mehr erfüllt. Des 
Weiteren muss der verantwortliche Aktuar zustimmen.  

In beiden Fällen informieren wir Sie schriftlich darüber, zu 
welchem Zeitpunkt ein Fondsaustausch nötig ist. Wir werden 
Ihnen einen neuen Fonds anbieten, der dem ursprünglichen 
Fonds nahe kommt. Sollten Sie diesen nicht wünschen, haben 
Sie die Möglichkeit uns innerhalb von sechs Wochen einen 
anderen Fonds aus unserer Fondspalette zu benennen. Die 
Übertragung in einen anderen Fonds ist für Sie kostenlos und 
erfolgt nach Festlegung des neuen Fonds zum ersten Börsen-
tag des folgenden Monats. 
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§ 19 Wie können Sie Ihre klassische in eine fondsge-
bundene Rentenversicherung und eine fondsge-
bundene in eine klassische Rentenversicherung 
umwandeln? 

(1) Während der Ansparphase können Sie einmalig Ihre klassi-
sche Rentenversicherung in eine fondsgebundene Renten-
versicherung und Ihre fondsgebundene in eine klassische 
Rentenversicherung umwandeln. Die Änderung können Sie 
zum nächsten Monatsersten beantragen.  

(2) Ihre Beitragszahlweise und die Höhe Ihres Beitrags bleiben 
unverändert. Auch der bisher vorgesehene Beginn der Ren-
tenzahlung ändert sich nicht. Die Versicherungsleistungen be-
rechnen wir nach anerkannten Regeln der Versicherungsma-
thematik mit den zu diesem Zeitpunkt gültigen Rechnungs-
grundlagen. Dabei schichten wir das Garantieguthabens in Ihr 
Fondsguthaben oder Ihr Fondsguthaben in das Garantiegut-
haben um. Stichtag für die Umrechnung des Fondsguthabens 
ist der erste Börsentag des Monats nach Wirksamwerden der 
Änderung.  

§ 20 Wie können Sie bei Pflegebedürftigkeit eine höhere 
Rente erhalten? 

(1) Ist die versicherte Person zum Rentenbeginn pflegebedürftig 
oder wird die versicherte Person nach Rentenbeginn pflege-
bedürftig, können Sie eine für den Rentenbezug vereinbarte 
Todesfallleistung in eine erhöhte Altersrente umwandeln. 
Durch die Umwandlung entfällt die Todesfallleistung im Ren-
tenbezug. Die erhöhte Altersrente ist für die Rentenzahlungs-
dauer garantiert und wird nach versicherungsmathematischen 
Grundsätzen auf Basis der zum Umwandlungszeitpunkt gülti-
gen Rechnungsgrundlagen (Zins und Sterblichkeit für Pflege-
bedürftige) berechnet. Die Erhöhung ist dabei umso geringer, 
je kleiner die Todesfallleistung zum Zeitpunkt der Umwand-
lung ist. Ist zum Zeitpunkt der Umwandlung keine Todesfall-
leistung mehr vorhanden, ist eine Erhöhung der Altersrente 
nicht mehr möglich. Die Pflegebedürftigkeit bestimmt sich 
nach Absatz 4. Sie ist nicht mit dem Begriff der Pflegeversi-
cherung im Sinne des Sozialgesetzbuches (Elftes Buch) 
gleichzusetzen.  

(2) Die erhöhte Rente aufgrund von Pflegebedürftigkeit erbringen 
wir mit Ablauf des Monats, in dem die Pflegebedürftigkeit ein-
getreten ist, frühestens ab Rentenbeginn und nicht vor dem 
vollendeten 62. Lebensjahr der versicherten Person. Zeigen 
Sie uns den Pflegefall später an, leisten wir frühestens ab 
Eingang Ihrer Anzeige.  

(3) Für den Erhalt der erhöhten Rente aufgrund von Pflegebedürf-
tigkeit sind uns unverzüglich auf Kosten des Ansprucherhe-
benden folgende Unterlagen einzureichen:  

- eine Darstellung der Ursache für den Eintritt der Pflege-
bedürftigkeit;

- ausführliche Berichte über Ursache, Beginn, Art, Verlauf 
und voraussichtliche Dauer des Leidens sowie über den 
Umfang der Pflegebedürftigkeit. Diese müssen von Ärzten 
mit Niederlassung und Wohnsitz in der Europäischen Uni-
on, der Schweiz oder Norwegen vorgelegt werden, welche 
die versicherte Person an einem Behandlungsort in der 
Europäischen Union, der Schweiz oder Norwegen ge-
genwärtig behandeln bzw. behandelt oder untersucht ha-
ben;

- eine Bescheinigung über Art und Umfang der Pflegebe-
dürftigkeit von der Person oder der Einrichtung, die mit 
der Pflege betraut ist.  

(4) Pflegebedürftigkeit liegt vor, wenn die versicherte Person in-
folge Krankheit, Körperverletzung oder Kräfteverfalls voraus-
sichtlich auf Dauer so hilflos ist, dass sie für mindestens zwei 
der nachfolgend genannten Verrichtungen auch bei Einsatz 
technischer und medizinischer Hilfsmittel in erheblichem Um-
fang täglich der Hilfe einer anderen Person bedarf. Die Pfle-
gebedürftigkeit ist ärztlich nachzuweisen. 

Fortbewegen im Zimmer  
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch bei 
Inanspruchnahme einer Gehhilfe oder eines Rollstuhls - die 

Unterstützung einer anderen Person für die Fortbewegung 
benötigt. 

Aufstehen und Zubettgehen  
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person nur mit Hilfe 
einer anderen Person das Bett verlassen oder in das Bett ge-
langen kann.  

An- und Auskleiden  
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch bei 
Benutzung krankengerechter Kleidung - sich nicht ohne Hilfe 
einer anderen Person an- oder auskleiden kann.  

Einnehmen von Mahlzeiten und Getränken  
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person - auch bei 
Benutzung krankengerechter Essbestecke und Trinkgefäße - 
nicht ohne Hilfe einer anderen Person essen oder trinken 
kann.  

Waschen
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person – auch bei 
Benutzung von Hilfsmitteln wie Wannengriffen oder einem 
Wannenlift – sich nicht ohne Hilfe einer anderen Person so 
waschen kann, dass ein akzeptables Maß an Körperhygiene 
gewahrt bleibt. Die Unfähigkeit, ins Badezimmer zu gelangen, 
gilt nicht als Hilfebedarf.  

Verrichten der Notdurft  
Hilfebedarf liegt vor, wenn die versicherte Person die Unter-
stützung einer anderen Person benötigt, weil sie sich nach 
dem Stuhlgang nicht allein säubern kann, ihre Notdurft nur un-
ter Zuhilfenahme einer Bettschüssel verrichten kann oder weil 
der Darm bzw. die Blase nur mit fremder Hilfe entleert werden 
kann. Besteht alleine eine Inkontinenz des Darms bzw. der 
Blase, die durch die Verwendung von Windeln oder speziellen 
Einlagen ausgeglichen werden kann, liegt hinsichtlich der Ver-
richtung der Notdurft keine Pflegebedürftigkeit vor.  

Kosten

§ 21 Wie werden die Abschluss- und Vertriebskosten 
verrechnet? 

(1) Durch den Abschluss und die Verwaltung von Versicherungs-
verträgen entstehen Kosten. Dazu zählen im Wesentlichen 
Vertriebsprovisionen, Beratungskosten, Aufwendungen für 
Gesundheitsauskünfte oder die Ausstellung des Versiche-
rungsscheins. Diese Abschluss-, Vertriebs- und Verwaltungs-
kosten sind bereits pauschal bei der Tarifkalkulation berück-
sichtigt und werden daher nicht gesondert in Rechnung ge-
stellt.  

(2) Die bei der Beitragskalkulation in Ansatz gebrachten Ab-
schluss- und Vertriebskosten verteilen wir in gleichmäßigen 
Beträgen über die ersten fünf Jahre der Vertragslaufzeit, je-
doch nicht länger als bis zum Beginn der Rentenzahlung. Be-
trägt die Beitragszahlungsdauer weniger als fünf Jahre, erfolgt 
die Verteilung der Abschluss- und Vertriebskosten über den 
entsprechend kürzeren Zeitraum. Die restlichen Abschluss- 
und Vertriebskosten werden bei Versicherungen mit laufender 
Beitragszahlung während der vertraglich vereinbarten Bei-
tragszahlungsdauer aus den laufenden Beiträgen getilgt. 

Von den uns zugeflossenen staatlichen Zulagen und Ihren 
Zuzahlungen erheben wir Abschluss- und Vertriebskosten in 
Prozent der Zulage bzw. Zuzahlung.  

(3) Für die Verwaltung der Verträge verwenden wir einen Teil Ih-
rer Beiträge und des gebildeten Deckungskapitals. 

(4) Die beschriebene Kostenverrechnung hat wirtschaftlich zur 
Folge, dass in der Anfangszeit Ihrer Versicherung nur geringe 
Beträge zur Bildung einer beitragsfreien Rente oder für einen 
Rückkaufswert vorhanden sind. Nähere Informationen zum 
Verlauf der beitragsfreien Rente und des Rückkaufswerts 
können Sie Ihrem Versicherungsschein entnehmen.  
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§ 22 Welche Kosten stellen wir Ihnen gesondert in 
Rechnung? 

(1) Falls aus besonderen, von Ihnen veranlassten Gründen ein 
zusätzlicher Verwaltungsaufwand verursacht wird, können wir 
die in solchen Fällen durchschnittlich entstehenden Kosten als 
pauschalen Abgeltungsbetrag (Gebühr) gesondert in Rech-
nung stellen. Dies gilt insbesondere bei:  

- Erstellung einer Ersatzurkunde oder von Abschriften des 
Versicherungsscheins,

- Verzug von Beiträgen, insbesondere Mahnkosten, 
- Rückläufern im Lastschriftverfahren, 
- Individuellen Werteanfragen.  

Die Höhe der Kosten für die genannten Gründe können Sie 
unserer beiliegenden Gebührenübersicht entnehmen. Diese 
Beträge werden jährlich überprüft und Ihnen auf Anfrage mit-
geteilt.

(2) Sofern Sie uns nachweisen, dass die pauschalen Kosten in 
Ihrem Fall nicht zutreffen oder wesentlich niedriger anzuset-
zen sind, entfallen die Kosten bzw. werden herabgesetzt. 

Sonstige Regelungen

§ 23 Welche Informationen erhalten Sie während der 
Vertragslaufzeit?

Wir informieren Sie jährlich schriftlich über  

- die Verwendung der eingezahlten Beiträge und der uns 
zugeflossenen staatlichen Zulagen

- das bisher gebildete Kapital
- die einbehaltenen anteiligen Abschluss- und Vertriebskos-

ten
- die Kosten für die Verwaltung des gebildeten Kapitals
- die erwirtschafteten Erträge.

Mit der Information werden wir Sie auch schriftlich darüber un-
terrichten, ob und wie wir ethische, soziale und ökologische 
Belange bei der Verwendung der eingezahlten Beiträge und 
der uns zugeflossenen staatlichen Zulagen berücksichtigen. 

§ 24 Was gilt für Mitteilungen, die sich auf das Vertrags-
verhältnis beziehen?  

(1) Mitteilungen, die das bestehende Versicherungsverhältnis be-
treffen, müssen stets schriftlich erfolgen. Für uns bestimmte 
Mitteilungen werden wirksam, sobald sie uns zugegangen 
sind. Vermittler bzw. Versicherungsberater sind zu ihrer Ent-
gegennahme nicht bevollmächtigt.  

(2) Eine Änderung Ihrer Postanschrift müssen Sie uns unverzüg-
lich mitteilen. Anderenfalls können für Sie Nachteile entste-
hen, da wir eine an Sie zu richtende Willenserklärung mit ein-
geschriebenem Brief an Ihre uns zuletzt bekannte Anschrift 
senden können. In diesem Fall gilt unsere Erklärung drei Tage 
nach Absendung des eingeschriebenen Briefs als zugegan-
gen. Dies gilt auch, wenn Sie die Versicherung in Ihrem Ge-
werbebetrieb genommen und Ihre gewerbliche Niederlassung 
verlegt haben.  

(3) Bei Änderung Ihres Namens gilt Absatz 2 entsprechend. 

(4) Wenn Sie sich für längere Zeit außerhalb der Bundesrepublik 
Deutschland aufhalten, sollten Sie uns, auch in Ihrem Interes-
se, eine im Inland ansässige Person benennen, die bevoll-
mächtigt ist, unsere Mitteilungen für Sie entgegenzunehmen 
(Zustellungsbevollmächtigter).  

§ 25 Welches Recht findet auf Ihren Vertrag Anwendung 
und wo ist der Gerichtsstand?  

(1) Auf Ihren Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland Anwendung. Die Vertragssprache, die für den 
Vertragsabschluss (inkl. Vorabinformationen) und zur Kom-

munikation während der Vertragslaufzeit gilt, ist Deutsch. 

(2) Klagen aus dem Vertrag können Sie bei dem Gericht erheben, 
das für unseren Geschäftssitz oder für unsere Sie betreuende 
Niederlassung örtlich zuständig ist. Darüber hinaus ist auch 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk Sie zur Zeit der 
Klageerhebung Ihren Wohnsitz oder, falls kein Wohnsitz be-
steht, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben.  

(3) Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen Sie müssen bei 
dem Gericht erhoben werden, das für Ihren Wohnsitz oder, 
falls kein Wohnsitz besteht, den Ort Ihres gewöhnlichen Auf-
enthalts zuständig ist.  

(4) Verlegen Sie Ihren Wohnsitz (falls kein Wohnsitz besteht, den 
Ort Ihres gewöhnlichen Aufenthalts) in einen Staat außerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland, sind die Gerichte des Staats 
zuständig, in dem wir unseren Sitz haben.  

§ 26 Unter welchen Voraussetzungen können Bestim-
mungen für Ihren Vertrag geändert werden?  

(1) Ist eine Bestimmung in diesen Versicherungsbedingungen 
durch höchstrichterliche Entscheidung oder durch bestands-
kräftigen Verwaltungsakt für unwirksam erklärt worden, kön-
nen wir sie durch eine neue Regelung ersetzen. Diese Ände-
rung muss zur Fortführung des Vertrags notwendig sein, oder 
das Festhalten an dem Vertrag ohne die neue Regelung 
müsste für eine Vertragspartei eine unzumutbare Härte dar-
stellen; auch unter Berücksichtigung der Interessen der ande-
ren Vertragspartei. Die neue Regelung ist nur wirksam, wenn 
sie unter Wahrung des Vertragsziels die Belange der Versi-
cherungsnehmer angemessen berücksichtigt.  

(2) Die neue Regelung nach Absatz 1 wird zwei Wochen, nach-
dem wir Ihnen die neue Regelung und die hierfür maßgebli-
chen Gründe mitgeteilt haben, Vertragsbestandteil.  

§ 27 Welche steuerlichen Regelungen gelten für Ihren 
Versicherungsschutz?  

A. Einkommensteuer 

Förderfähigkeit und begünstigter Personenkreis 
(1) Sie haben eine aufgeschobene Rentenversicherung abge-

schlossen, die den Anforderungen des Altersvorsorgeverträ-
ge-Zertifizierungsgesetzes entspricht und steuerlich begüns-
tigt ist. Diese Begünstigung setzt eine Zertifizierung durch die 
Zertifizierungsstelle voraus. Diese Zertifizierung wurde uns für 
unsere Altersvorsorgeverträge erteilt.  

Die steuerliche Förderung erhalten u.a.

- Pflichtmitglieder in der gesetzlichen Rentenversicherung 
(z. B. Arbeitnehmer, Auszubildende, Wehr- oder Zivil-
dienstleistende, Bezieher von Krankengeld oder Arbeits-
losengeld bzw. Arbeitslosengeld II, Kindererziehende 
während einer anzurechnenden Kindererziehungszeit in 
den ersten drei Jahren des Kindes) 

- Personen, die im Alterssicherungssystem der Landwirte 
pflichtversichert sind 

- Besoldungsempfänger (i.d.R. Beamte, Richter, Soldaten) 
- Angestellte und Arbeiter im öffentlichen Dienst 
- Bezieher einer Rente wegen voller Erwerbsminderung 

bzw. Erwerbsunfähigkeit.  

Ausgeschlossen sind derzeit z. B. Selbstständige, wenn sie 
nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung pflichtversichert 
sind und Personen, die in einer berufsständischen Versor-
gungseinrichtung pflichtversichert sind (beispielsweise Ärzte, 
Apotheker, Rechtsanwälte, Architekten).  

Für Ehegatten/eingetragene Lebenspartner, die nicht zum be-
günstigten Personenkreis zählen, gilt eine Besonderheit. Bei 
Verheirateten, die beide unbeschränkt einkommensteuer-
pflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben sowie ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in einem Mitglieds-
staat der Europäischen Union (EU) oder einem Staat, auf den 
das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum 
(EWR) anwendbar ist, gehabt haben, genügt es, wenn ein 



20

Ehegatte/eingetragener Lebenspartner zum begünstigten 
Personenkreis gehört. Der nicht zum begünstigten Personen-
kreis zählende Ehegatte/eingetragene Lebenspartner 
hat einen abgeleiteten (mittelbaren) Zulagenanspruch. Vo-
raussetzung ist, dass dieser einen auf seinen Namen lauten-
den zertifizierten Altersvorsorgevertrag abschließt und in die-
sen mindestens 60 EUR im Jahr einzahlt. Die volle Zulage er-
hält er, wenn der zum begünstigten Personenkreis zählende 
Ehegatte/eingetragene Lebenspartner seinen Mindesteigen-
beitrag erbringt. Außerdem darf die Auszahlungsphase für 
den Altersvorsorgevertrag, für den die Zulage beansprucht 
wird, noch nicht begonnen haben.

Steuerliche Förderung 
(2) Von der Zentralen Zulagenstelle für Altersvermögen (ZfA) wird 

jährlich – in Abhängigkeit von den individuell gezahlten Alters-
vorsorgebeiträgen – eine Zulage auf den Altersvorsorgever-
trag geleistet, sofern die persönlichen Voraussetzungen ge-
geben sind. Die Zulage muss durch den Zulagenberechtigten 
(i.d.R. Sie) bei uns beantragt werden. Der Antrag kann jährlich 
oder einmalig (Dauerzulagenantrag) auf dem von uns übermit-
telten Formular gestellt werden.  

Diese Zulage setzt sich aus einer Grundzulage und ggf. einer 
Kinderzulage zusammen.  

- Die höchstmögliche Grundzulage beträgt jährlich 
154 EUR. Für Zulagenberechtigte, die das 25. Lebensjahr 
noch nicht vollendet haben, erhöht sich die Grundzulage 
um einmalig 200 EUR.  

- Die Kinderzulage (je kindergeldberechtigtem Kind) beträgt 
jährlich  für jedes vor dem 01.01.2008 geborene Kind 
185 EUR und für jedes nach dem 31.12.2007 geborene 
Kind 300 EUR. Die Kinderzulage erhält bei zusammenle-
benden Ehepartnern grundsätzlich die Mutter, es sei 
denn, die Ehepartner beantragen, dass diese dem Vater 
zugeordnet wird.  

Die volle Grund- und Kinderzulage wird gewährt, wenn im je-
weiligen Kalenderjahr ein Mindesteigenbeitrag in Höhe von 
4 % des Vorjahreseinkommens (zurzeit höchstens 
2.100 EUR) abzüglich der vorgenannten in Betracht kommen-
den Zulagen geleistet wird, mindestens jedoch 60 EUR jähr-
lich. Zum Vorjahreseinkommen zählen z. B. der rentenversi-
cherungspflichtige Arbeitslohn, Besoldung, Amtsbezüge etc. 
Für Landwirte ist das Einkommen des Vorvorjahres maßgeb-
lich. Wird der Mindesteigenbeitrag nur anteilig erbracht, wer-
den auch die Zulagen nur anteilig gewährt. Änderungen, die 
die Gewährung oder Höhe der Zulagen betreffen (z. B. Been-
digung der Zugehörigkeit zum begünstigten Personenkreis, 
Wegfall des Kindergelds, Anzahl der Kinder) sind uns unver-
züglich schriftlich mitzuteilen.  

(3) Die Beiträge für die zusätzliche private Altersvorsorge können 
bei der Einkommensteuerveranlagung als Sonderausgaben 
nach § 10a Absatz 1 EStG bis zum Höchstbetrag geltend ge-
macht werden (zurzeit 2.100 EUR jährlich). Hierbei wird nicht 
überprüft, ob eine Zulagenförderung in Anspruch genommen 
worden ist. Zu den begünstigten Aufwendungen gehören in-
nerhalb der Höchstgrenze des § 10a Absatz 1 EStG nicht nur 
die vom Steuerpflichtigen selbst geleisteten Altersvorsorgebei-
träge, sondern auch die zugeflossenen Zulagen.  

Der Sonderausgabenabzug steht bei Ehegat-
ten/eingetragenen Lebenspartnern, die unbeschränkt ein-
kommensteuerpflichtig sind und nicht dauernd getrennt leben, 
jedem begünstigten Ehegatten/eingetragenen Lebenspartner 
gesondert zu. Gehört ein Ehegatte/eingetragener Lebens-
partner nicht zum begünstigten Personenkreis, so kann dieser 
den zusätzlichen Sonderausgabenabzug nicht in Anspruch 
nehmen. Seine Altersvorsorgebeiträge können jedoch beim 
abzugsberechtigten Ehepartner/eingetragenen Lebenspartner 
im Rahmen des Sonderausgabenabzugs nach § 10a EStG 
berücksichtigt werden.  

Das zuständige Finanzamt prüft automatisch, ob der Sonder-
ausgabenabzug im Vergleich zur Zulagenförderung günstiger 
ist (Günstigerprüfung). Übersteigt die aus dem Sonderausga-
benabzug sich ergebende Steuerersparnis den Anspruch auf 
Zulage, wird der Differenzbetrag zur Zulage dem Begünstigten 

mit der Veranlagung zur Einkommensteuer erstattet. 

Förderung von Wohneigentum durch den Altersvorsorge-
Eigenheimbetrag 
(4) Das im Altersvorsorgevertrag angesparte Altersvorsorgever-

mögen kann teilweise oder vollständig für die Bildung von 
selbstgenutztem Wohneigentum förderunschädlich entnom-
men werden (Altersvorsorge-Eigenheimbetrag im Sinne des 
§ 92a EStG). Dies führt zu einer Verringerung bzw. zum Weg-
fall des gebildeten Kapitals und der versicherten Leistungen. 
Der Entnahmebetrag kann folgendermaßen verwendet wer-
den:

- bis zum Beginn der Auszahlungsphase (vereinbarter Ren-
tenbeginn) unmittelbar zur Anschaffung oder Herstellung 
einer Wohnung oder 

- zu Beginn der Auszahlungsphase zur Entschuldung einer 
Wohnung oder 

- bis zum Beginn der Auszahlungsphase unmittelbar für 
den Erwerb von Geschäftsanteilen (Pflichtanteilen) an ei-
ner eingetragenen Genossenschaft für die Selbstnutzung 
einer Genossenschaftswohnung oder 

- bis zum Beginn der Auszahlungsphase für die Finanzie-
rung eines Umbaus einer Wohnung.  

Es muss sich hierbei um eine Wohnung im eigenen Haus, ei-
ne Eigentumswohnung, eine Genossenschaftswohnung oder 
eine Wohnung mit lebenslangem Dauerwohnrecht handeln, 
die in einem EU-/EWR-Staat liegt und die der Zulagenberech-
tigte als Hauptwohnsitz oder Lebensmittelpunkt nutzt.  

(5) Den Antrag auf Auszahlung des Altersvorsorge-Eigenheim-
betrags sowie die notwendigen Nachweise hat der Zulagenbe-
rechtigte an die ZfA zu richten. Die genaue Verfahrensweise 
finden Sie in § 92b EStG. Sobald wir von der ZfA darüber in-
formiert wurden, welcher Betrag förderunschädlich ausgezahlt 
werden kann, nehmen wir die Auszahlung vor.  

Die ZfA hat bei der Auszahlung eines Altersvorsorge-
Eigenheimbetrags ein so genanntes Wohnförderkonto zum 
Vertrag einzurichten. Es dient der Erfassung des in der be-
günstigten Wohnung gebundenen steuerlich geförderten Kapi-
tals und bildet die Grundlage für die spätere Besteuerung. Der 
Gesamtbetrag auf diesem Konto ist in der Zeit bis zum ver-
einbarten Rentenbeginn jeweils zum Ende eines Kalenderjah-
res und letztmals im Jahr des Rentenbeginns um 2 % zu er-
höhen. 

Der Zulagenberechtigte ist nicht verpflichtet, einen entnom-
menen Altersvorsorge-Eigenheimbetrag zurückzuzahlen. Er 
kann den Wert des Wohnförderkontos jedoch jederzeit durch 
Sonderzahlungen auf den selben Altersvorsorgevertrag min-
dern. Diese Sonderzahlungen gelten nicht als förderfähige Al-
tersvorsorgebeiträge sondern stellen zurückgezahltes geför-
dertes Altersvorsorgevermögen dar.  

Rückzahlungspflicht der Förderung bei schädlicher Verwen-
dung
(6) Wird bei einem Altersvorsorgevertrag das angesparte und ge-

förderte Altersvorsorgevermögen nicht als lebenslange Rente 
bzw. nicht  als Abfindung einer Kleinbetragsrente ausgezahlt, 
liegt eine so genannte schädliche Verwendung vor (§ 93 Ab-
satz 1 EStG). Eine schädliche Verwendung ist insbesondere 
dann gegeben, wenn:  

- es aufgrund einer Vertragskündigung zu einer Auszahlung 
des angesammelten Kapitals kommt 

- das Kapital im Todesfall ausgezahlt wird 
- die unbeschränkte Steuerpflicht des Zulagenberechtigten 

endet (bspw. durch Verlegen des Wohnsitzes in einen 
Staat außerhalb der EU oder des EWR) . 

Die Verwendung ist jedoch unschädlich, wenn:  

- zum Rentenbeginn eine Kapitalauszahlung von bis zu 
30 % des zur Verfügung stehenden Kapitals erfolgt 

- ein Altersvorsorge-Eigenheimbetrag entnommen wird 
- nach dem Tod des Zulageberechtigten die Zahlung einer 

Hinterbliebenenrente an Hinterbliebene (den Ehegat-
ten/eingetragenen Lebenspartner und die Kinder im Sinne 
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des § 32 EStG) bzw. die Übertragung des angesparten 
geförderten Kapitals auf einen zertifizierten Altersvorsor-
gevertrag des Ehegatten/eingetragenen Lebenspartners 
erfolgt (Voraussetzung: Ehegattenveranlagung im Sinne 
des § 26 Absatz 1 EStG) 

- das geförderte Kapital unmittelbar auf einen anderen Al-
tersvorsorgevertrag des Zulageberechtigten übertragen 
wird 

- im Falle eines Versorgungsausgleichs nach einer Ehe-
scheidung/Aufhebung der eingetragenen Lebenspartner-
schaft die Übertragung von gefördertem Kapital auf einen 
Altersvorsorgevertrag oder eine nach § 82 Absatz 2 EStG 
begünstigte betriebliche Altersversorgung erfolgt.  

(7) Liegt eine schädliche Verwendung vor, führt diese regelmäßig 
zu einer Rückzahlungsverpflichtung der steuerlichen Förde-
rung sowie der erhaltenen Zulagen. Wir müssen die ZfA über 
die schädliche Verwendung informieren. Die ZfA ermittelt den 
Rückzahlungsbetrag. Der Rückzahlungsbetrag wird von uns 
dann direkt an die ZfA übermittelt. Erst danach kann die Aus-
zahlung einer Leistung erfolgen. Bei einer schädlichen Ver-
wendung ist zudem zu beachten, dass die aus einem Alters-
vorsorgevertrag ausgezahlten Beträge nach Abzug der Ei-
genbeiträge und Zulagen einkommensteuerpflichtig gemäß 
§ 22 Nr. 5 Satz 3 EStG sind.  

Eine Verlegung des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Auf-
enthalts in einen Staat außerhalb der EU oder des EWR löst 
die Rückzahlung der steuerlichen Förderung aus. Es besteht 
die Möglichkeit, die Rückzahlung bis zum Beginn der Auszah-
lungsphase zu stunden. Dabei fallen Stundungszinsen an. Bei 
Beginn der Auszahlungsphase kann die Stundung verlängert 
bzw. erstmalig gewährt werden, wenn der Rückzahlungsbe-
trag mit mindestens 15 % der Leistungen aus dem Altersvor-
sorgevertrag getilgt wird.  

Steuerliche Behandlung der Leistungen 
(8) Die Leistungen aus dem Altersvorsorgevertrag werden zu 

Rentenbeginn gemäß § 22 Nr. 5 EStG in vollem Umfang mit 
dem persönlichen Steuersatz versteuert (nachgelagerte Be-
steuerung). Die Besteuerung erfolgt aber nur, wenn diese 
Leistungen auf Altersvorsorgebeiträgen beruhen, die steuer-
lich gefördert wurden (§ 10a oder Abschnitt XI EStG).  

Leistungen aus Beiträgen, die während der Beitragszahlungs-
dauer nicht steuerlich gefördert wurden, unterliegen bei einer 
lebenslangen Rentenzahlung mit dem Ertragsanteil der Ein-
kommensteuer. Die Höhe des Ertragsanteils hängt vom voll-
endeten Lebensjahr der versicherten Person bei Rentenbe-
ginn ab. Zu den nicht steuerlich geförderten Beiträgen zählen 
z. B. die Beitragsteile, die über die steuerlich geförderten 
Höchstbeiträge hinaus in den Altersvorsorgevertrag eingezahlt 
wurden (Überzahlungen).  

(9) Hat der Zulagenberechtigte den Altersvorsorge-Eigenheimbe-
trag zum Erwerb von Wohneigentum verwendet, kann er ein-
malig zwischen einer Einmalbesteuerung oder einer jährlich 
nachgelagerten Besteuerung des im Wohnförderkonto enthal-
tenen Gesamtbetrags wählen.  

Bei der Einmalbesteuerung werden nur 70 % des im Wohn-
förderkonto enthaltenen Gesamtbetrags mit dem individuellen 
Steuersatz besteuert. Für die Einmalbesteuerung muss der 
Zulagenberechtigte vor dem vereinbarten Rentenbeginn die 
Auflösung des bestehenden Wohnförderkontos bei der konto-
führenden Stelle (die ZfA) beantragen. Gibt der Zulagenbe-
rechtigte jedoch die Selbstnutzung der Wohnung innerhalb 
von zehn Jahren nach Beginn der Auszahlung auf, sind das 
1,5–fache der noch nicht besteuerten 30 % des Wohnförder-
kontos zu versteuern. Erfolgt die Aufgabe der Selbstnutzung 
zwischen dem elften und zwanzigsten Jahr nach Beginn der 
Auszahlungsphase, ist der noch nicht besteuerte Anteil (30 %) 
mit dem individuellen Steuersatz zu versteuern.  

Wird dagegen die jährlich nachgelagerte Besteuerung ge-
wählt, vermindert sich ab Ende des Rentenbeginnjahres der 
Betrag des Wohnförderkontos bis zum 85. Lebensjahr um 
jährlich gleich bleibende Beträge. Diese Verminderungsbeträ-
ge werden mit dem individuellen Steuersatz versteuert. 

B. Erbschaftsteuer  

(10) Ansprüche oder Leistungen aus Altersvorsorgeversicherun-
gen unterliegen der Erbschaftsteuer, wenn sie aufgrund einer 
Schenkung des Versicherungsnehmers oder bei dessen Tod 
als Erwerb von Todes wegen (z. B. aufgrund eines Bezugs-
rechts oder als Teil des Nachlasses) erworben werden. 

C. Versicherungsteuer 

(11) Beiträge zu Altersvorsorgeversicherungen sind von der Versi-
cherungsteuer befreit.  

D. Abschließende Hinweise

(12) Es ist nicht möglich, an dieser Stelle auf alle Steuervorschrif-
ten einzugehen, die im Zusammenhang mit Altersvorsorge-
versicherungen stehen. Dies gilt vor allem auch für steuerliche 
Auswirkungen von Vertragsänderungen, die Sie während der 
Versicherungsdauer vornehmen. Fragen, auf die Sie hier kei-
ne Antwort finden, richten Sie bitte an Ihren Steuerberater. Die 
Ausführungen geben den Stand der steuerlichen Bestimmun-
gen vom September 2013 wieder. Für die Richtigkeit und 
Vollständigkeit kann keine Haftung übernommen werden.
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Gebührenübersicht
(Stand 2013) 

Beschreibung  Gebühren-
erhebung

1 Die Gesellschaft erhebt für besondere Bemühungen, wie nachträgliche 
Eintragung oder Änderung von Begünstigungsvermerken, Verpfändungs-
vormerkungen, Abtretungserklärungen, Änderungen des Inhalts des Versi-
cherungsscheins, Ausstellung von Ersatzurkunden usw., neben dem Ersatz 
der Postgebühren, Gebühren von 5,-- EUR und kann deren Vorauszahlung 
verlangen. Für Abschriften sind die ortsüblichen Sätze zu zahlen. Für die 
Ausfertigung der Erhöhungsnachträge bei Versicherungen mit automati-
scher Anpassung werden keine Gebühren in Rechnung gestellt. 

nein

2 Die Gesellschaft erhebt für die Vertragsänderungsarten Beginnverlegung, 
Änderung der Dauer, Tarifwechsel, Vertragsteilungen und -zusammenle-
gungen eine Gebühr von 3 o/oo der Versicherungssumme vor Vertragsän-
derung, höchstens jedoch 100,-- EUR. Fallen mehrere gebührenpflichtige 
Vertragsänderungen gleichzeitig an, so wird die Gebühr nur einmal be-
rechnet. Die Gebühr für Vertragsänderungen wird bei der Umrechnung an 
den vorhandenen Werten der Versicherung gekürzt. 

nein

3 Die Gesellschaft erhebt für die Gewährung einer Vorauszahlung eine Ge-
bühr von 25,-- EUR 

nein

4 Eine Hebegebühr wird nicht gefordert. Für Rückläufer beim Lastschriftver-
fahren wird eine Kostenerstattung in Höhe von 3,-- EUR verlangt. 

ja

5 Die Gesellschaft erhebt für Mahnkosten, für die mit der Mahnung verbun-
denen Postgebühren sowie für die Verzugszinsen bis zum Mahntermin ei-
nen Pauschalbetrag von 5,-- EUR pro Mahnung. 

ja

6 Die Verzugszinsen stimmen mit den Zinsen für Vorauszahlungen (Darlehen) 
überein. 

ja

Weitere Gebühren werden nicht erhoben. 



23

Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mit Hilfe der 
elektronischen Datenverarbeitung (EDV) erfüllen. Nur so lassen 
sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwic-
keln; auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versicherten-
gemeinschaft vor missbräuchlichen Handlungen als die bisherigen 
manuellen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen 
Daten zu Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz 
(BDSG) geregelt. Danach ist die Datenverarbeitung und -nutzung 
zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie er-
laubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt 
die Datenverarbeitung und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen 
der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder vertrags-
ähnlichen Vertrauensverhältnisses geschieht oder soweit es zur 
Wahrung berechtigter Interessen der speichernden Stelle erforder-
lich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass das schutz-
würdige Interesse des Betroffenen an dem Ausschluss der Verar-
beitung oder Nutzung überwiegt. 

Einwilligungserklärung 

Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessen-
abwägung und im Hinblick auf eine sichere Rechtsgrundlage für die 
Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilli-
gungserklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt 
über die Beendigung des Versicherungsvertrages hinaus, endet je-
doch - außer in der Lebens- und Unfallversicherung - schon mit Ab-
lehnung des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf, 
der allerdings den Grundsätzen von Treu und Glauben unterliegt. 
Wird die Einwilligungserklärung bei Antragstellung ganz oder teil-
weise gestrichen, kommt es u. U. nicht zu einem Vertragsab-
schluss. Trotz Widerruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Ein-
willigungserklärung kann eine Datenverarbeitung und -nutzung in 
dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbe-
merkung beschrieben, erfolgen. 

Schweigepflichtentbindungserklärung 

Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die wie z. B. beim 
Arzt, einem Berufsgeheimnis unterliegen, eine spezielle Erlaubnis 
des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Le-
bens-, Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) ist 
daher im Antrag auch eine Schweigepflichtentbindungsklausel ent-
halten.  

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die 
Datenverarbeitung und -nutzung nennen. 

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer

Wir speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig 
sind. Das sind zunächst Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). 
Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie 
Kundennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versiche-
rungsdauer, Beitrag, Bankverbindung sowie erforderlichenfalls die 
Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverstän-
digen oder eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versi-
cherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Schaden und ggf. 
auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad 
der Berufsunfähigkeit, die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt  
über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensversiche-
rung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).   

2. Datenübermittlung an Rückversicherer  

Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets 

auf einen Ausgleich der von ihm übernommenen Risiken achten. 
Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rück-
versicherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benöti-
gen ebenfalls entsprechende versicherungstechnische Angaben 
von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versiche-
rungsschutzes und des Risikos und Risikozuschlags sowie im Ein-
zelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der Risi-
ko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die da-
für erforderlichen Unterlagen zur Verfügung gestellt.  

In einigen Fällen bedienen sich die Rückversicherer weiterer Rück-
versicherer, denen sie ebenfalls entsprechende Daten übergeben.  

3. Datenübermittlung an andere Versicherer  

Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei An-
tragstellung, jeder Vertragsänderung und im Schadenfall dem Ver-
sicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Scha-
denabwicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören 
z. B. frühere Krankheiten und Versicherungsfälle oder Mitteilungen 
über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, 
abgelehnte oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu 
verhindern, eventuelle Widersprüche in den Angaben des Versi-
cherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum 
entstandenen Schaden zu schließen, kann es erforderlich sein, an-
dere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende Aus-
künfte auf Anfragen zu erteilen.  

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Mehrfachversicherun-
gen, gesetzlicher Forderungsübergang sowie bei Teilungsabkom-
men) eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den 
Versicherern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, 
wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen, Art des Versicherungs-
schutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Scha-
denhöhe und Schadentag.  

4. Hinweis- und Informationssystem (HIS)   

Die informa IRFP GmbH betreibt das Hinweis- und Informationssys-
tem der Versicherungswirtschaft (HIS). An das HIS melden wir  
- ebenso wie andere Versicherungsunternehmen - erhöhte Risiken 
sowie Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könn-
ten und daher einer näheren Prüfung bedürfen.  

Bereich Schaden:  

Die Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadenfall möglich und 
kann eine Person oder eine Sache, z. B. ein Kfz, betreffen. Eine 
Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden 
gemeldet werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschil-
derung nicht in Einklang zu bringen ist. Die Versicherer müssen im 
Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unrepa-
rierte Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als gestohlen ge-
meldet wurde. Aus diesem Grund melden wir Fahrzeuge an das 
HIS, wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden 
sind, sowie im Falle von Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. 
Immobilien melden wir an das HIS, wenn wir eine ungewöhnlich 
hohe Schadenhäufigkeit feststellen.  

Sollten wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an das HIS mel-
den, werden Sie in jedem Fall über die Einmeldung von uns be-
nachrichtigt.

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungs-
vertrags oder Regulierung eines Schadens richten wir Anfragen 
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zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS und speichern die 
Ergebnisse der Anfragen. Im Schadensfall kann es nach einem 
Hinweis durch das HIS erforderlich sein, genauere Angaben zum 
Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet 
haben, zu erfragen. 

Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des 
Versicherungsfalls relevant sind. Es kann auch dazu kommen, dass 
wir Anfragen anderer Versicherer in einem späteren Leistungsfall 
beantworten und daher Auskunft über Ihren Schadenfall geben 
müssen.  

Bereich Leben: 

Verträge werden ab einer bestimmten Versicherungssumme bzw. 
Rentenhöhe gemeldet. Gemeldet werden können außerdem das 
Bestehen weiterer risikoerhöhender bzw. für die Leistungsprüfung 
relevanter Besonderheiten, die aber im Einzelnen nicht konkretisiert 
werden. Es werden keine Gesundheitsdaten an das HIS gemeldet. 
Sollten wir Sie an das HIS melden, werden wir Sie darüber benach-
richtigen.

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungs-
vertrags richten wir Anfragen zur Ihrer Person an das HIS und spei-
chern die Ergebnisse der Anfragen. Erhalten wir einen Hinweis auf 
risikoerhöhende Besonderheiten, kann es sein, dass wir von Ihnen 
zusätzliche Informationen zu dem konkreten Grund der Meldung 
benötigen. Wenn Sie Leistungen aus dem Versicherungsvertrag 
beantragen, können wir Anfragen an das HIS stellen. In diesem Fall 
kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein, ge-
nauere Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten 
an das HIS gemeldet haben, zu erfragen. Auch diese Ergebnisse 
speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungsfalls re-
levant sind.  

Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versiche-
rer in einem späteren Leistungsantrag beantworten und daher Aus-
kunft geben müssen. Werden im Zusammenhang mit unserer Nach-
frage bei Ihnen oder bei anderen Versicherern Gesundheitsdaten 
erhoben, erfolgt dies nur mit Ihrem ausdrücklichen Einverständnis 
oder - soweit zulässig - auf gesetzlicher Grundlage. 

Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter: 
www.informa-irfp.de. 

5. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmens-
gruppe  

Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sach-
versicherung) werden durch rechtlich selbstständige Unternehmen 
betrieben. Um den Kunden einen umfassenden Versicherungs-
schutz anbieten zu können, arbeiten die Unternehmen häufig in Un-
ternehmensgruppen zusammen.  

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, 
wie das Inkasso oder die Datenverarbeitung. So wird z. B. Ihre Ad-
resse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit ver-
schiedenen Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre 
Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf. Ihr Geburtsdatum, 
Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, 
Vertrags- und Leistungsdaten, werden in einer zentralen Daten-
sammlung geführt.  

Auf diese Weise kann eingehende Post immer richtig zugeordnet 
und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner ge-
nannt werden. Auch Geldeingänge können so in Zweifelsfällen oh-
ne Rückfragen korrekt gebucht werden.  

Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung des je-
weiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet wer-
den, spricht das Gesetz auch hier von „Datenübermittlung“, bei der 
die Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes zu beachten sind. 
Branchenspezifische Daten - wie z. B. Gesundheits- oder Bonitäts-
daten - bleiben dagegen unter ausschließlicher Verfügung der je-
weiligen Unternehmen.  

Unserer Unternehmensgruppe gehören zur Zeit folgende Unter-
nehmen an:  

- HanseMerkur Krankenversicherung auf Gegenseitigkeit  
- HanseMerkur Krankenversicherung AG  
- HanseMerkur Lebensversicherung AG  
- HanseMerkur Allgemeine Versicherung AG  
- HanseMerkur Reiseversicherung AG  
- HanseMerkur Speziale Krankenversicherung AG  
- HanseMerkur24 Lebensversicherung AG  

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermitt-
ler zur umfassenden Beratung und Betreuung ihrer Kunden in wei-
teren Finanzdienstleistungen (z. B. Kredite, Bausparverträge, Kapi-
talanlagen, Immobilien) auch mit Kreditinstituten, Bausparkassen, 
Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften außerhalb der Gruppe 
zusammen. Zur Zeit kooperieren wir mit:  

- Deutscher Ring Bausparkasse AG  
- European Bank for Fund Services GmbH (ebase)  
- HSH Nordbank   
- Itzehoer Versicherungen  

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der Vermittlung von Produk-
ten der o. a. Kooperationspartner und der weiteren Betreuung der 
so gewonnenen Kunden. Für die Datenverarbeitung der vermitteln-
den Stelle gelten die folgenden Ausführungen unter Punkt 6.  

6. Betreuung durch Versicherungsvermittler

In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des 
sonstigen Dienstleistungsangebots unserer Unternehmensgruppe 
bzw. unseres Kooperationspartners werden Sie durch einen unse-
rer Vermittler betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonsti-
gen Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in diesem Sinn sind 
neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im 
Rahmen der Zusammenarbeit bei Finanzdienstleistungen auch 
Kreditinstitute, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobilienge-
sellschaften u. a.  

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der 
Vermittler zu diesen Zwecken von uns die für die Betreuung und 
Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und 
Leistungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Ver-
sicherungsschutzes und des Risikos, Zahl der Versicherungsfälle 
und Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren Part-
nerunternehmen Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, 
z. B. Abschluss und Stand Ihres Bausparvertrages. Ausschließlich 
zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversicherung 
können an den zuständigen Vermittler auch Gesundheitsdaten  
übermittelt werden.  

Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbe-
zogenen Daten im Rahmen der genannten Beratung und Betreuung 
des Kunden. Auch werden sie von uns über Änderungen der kun-
denrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und 
vertraglich verpflichtet, die Bestimmungen des BDSG und seine be-
sonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und 
Datengeheimnis) zu beachten.  

Der für Ihre Betreuung zuständige Vermittler wird Ihnen mitgeteilt. 
Endet seine Tätigkeit für unser Unternehmen (z. B. durch Kündi-
gung des Vermittlervertrages oder bei Pensionierung), regelt das 
Unternehmen Ihre Betreuung neu; Sie werden hierüber informiert. 

7. Weitere Auskünfte und Erläuterungen über Ihre Rechte

Sie haben als Betroffener nach dem Bundesdatenschutzgesetz ne-
ben dem eingangs erwähnten Widerrufsrecht ein Recht auf Aus-
kunft sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein Recht auf Be-
richtigung, Sperrung oder Löschung Ihrer in einer Datei gespeicher-
ten Daten.  

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden 
Sie sich bitte an den betrieblichen Datenschutzbeauftragten Ihres 
Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Aus-
kunft, Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim 
Rückversicherer gespeicherten Daten stets an Ihren Versicherer. 
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Telefonische Betreuung bei Versicherungsfragen 

Sie haben Fragen zu Ihrem Versicherungsschutz? Oder benötigen unsere Hilfe  
bei der Klärung von Sachverhalten? Dann wenden Sie sich vertrauensvoll an  
unser Service-Telefon. Hier werden Ihre Fragen und sonstigen Anliegen schnell 
und unkompliziert von kompetenten Ansprechpartnern geklärt. 

FÜR FR AGEN ZU IHRER BESTEHENDEN VERSICHERUNG: 

Telefon 040 4119-4400 
von Montag bis Freitag, 08:00 bis 20:00 Uhr.

24 Stunden Notruf-Service auf Reisen

Auch auf Reisen müssen Sie sich im Ernstfall keine Gedanken über sofortige Hilfe 
machen. Bei dringenden Notfällen steht allen Versicherten der HanseMerkur unser 
weltweiter Notruf-Service zur Verfügung. Zu jeder Zeit, rund um die Uhr, auch an 
Sonn- und Feiertagen.

FÜR DRINGENDE NOTFÄLLE IM AUSLAND : 

Telefon +49 40 5555-7877

FÜR DRINGENDE NOTFÄLLE IN DEUTSCHLAND : 

Telefon 040 5555-7877 

Die Hilfeleistung können Sie beschleunigen, wenn Sie Ihre HanseMerkur 
Versicherungs schein-Nummer nennen. Besonders vor Reisen sollten Sie sich 
Ihre Versicherungsschein-Nummer unbedingt notieren.

Kundenservice
U N S E R T E L E F O N I S C H E R


